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4 Vorwort

Mit ihrem Zusammenschluss vor knapp einem Jahr
haben die drei Vorstände des DGB in Niedersachsen,
Bremen und Sachsen-Anhalt ihrer bereits seit zehn
Jahren bestehenden Kooperation Rechnung getragen.
Durch den Länder übergreifenden Zusammenschluss
ist dem Deutschen Gewerkschaftsbund mehr Kompe-
tenz zugewachsen. Im vis-a-vis zu Landesregierungen,
Parlamenten und Verbänden hat er an Gewicht ge-
wonnen. Der Bezirk wächst zusammen. Dieser erste
gemeinsame Jahresbericht ist ein Ausdruck davon.

Landespolitisch handeln die drei Landesvorstände am
Sitz der Regierungen in Hannover, Magdeburg und
Bremen nach wie vor eigenverantwortlich, stehen sie
in ihren Bundesländern doch oft vor völlig unterschied-
lichen Herausforderungen.

Für den niedersächsischen DGB zählt das Landesver-
gabegesetz zu den wichtigsten Erfolgen im vergange-
nen Jahr. Zentrale Forderungen zur öffentlichen Auf-
tragsvergabe in Bau und Öffentlichem Personennah-
verkehr konnten der DGB und seine Gewerkschaften
mit vereinter Kraft durchsetzen. Insbesondere kleine
und mittlere Unternehmen und deren Beschäftigte
kann das Vergabegesetz in Zukunft wirksam vor Lohn-
dumping schützen und bietet ihnen so die Chance auf
fairen Wettbewerb. Wie die zukünftige niedersächsi-
sche Landesregierung mit der Umsetzung dieses Ge-
setzes umgehen wird, werden wir abwarten müssen.

Seite an Seite mit Landesregierung, Arbeitgebern und
Landesarbeitsamt engagierte sich der DGB Niedersach-
sen außerdem im Bündnis für Arbeit für ein Aktions-
programm, das die hohe Jugendarbeitslosigkeit be-
kämpft. Der Erfolg dieses Programms war zum Ende
des Jahres 2002 bereits sichtbar: Das Verhältnis zwi-
schen den nicht vermittelten Bewerberinnen und Be-
werbern und den unbesetzten Berufsausbildungsstel-
len war in der Landesbilanz annähernd ausgeglichen.
Aus regionaler und berufsfachlicher Sicht bestehen
aber weiterhin Ungleichgewichte, die es abzubauen
gilt. 

Für die Neuordnung der Wirtschaftsförderung in Nie-
dersachsen und die Gründung der neuen Wirtschafts-
förderbank (IN-Bank) hat sich der DGB von Anfang an
eingesetzt. Um die gewerkschaftlichen Interessen in
der Planung und Umsetzung einzubringen, haben wir
den Kontakt mit dem Niedersächsischen Wirtschafts-
ministerium intensiv ausgebaut.

Für eine gerechtere Steuerpolitik, die Vermögende
stärker in die Verantwortung nimmt, haben wir uns
zum Ende des Jahres eingesetzt und die Initiative des
damaligen niedersächsischen Ministerpräsidenten
Sigmar Gabriel für eine Vermögenssteuer unterstützt.

Engagiert zu Wort gemeldet und Position bezogen
hat sich der DGB in Niedersachsen auch in der Dis-
kussion um eine Vielzahl von Veränderungen in der
Schulpolitik – sei es die Abschaffung der eigenständi-
gen Orientierungsstufe und die Einführung der Förder-
stufe oder das Konzept der „Selbstständigen Schule“.
Nicht erst seit die Ergebnisse der PISA-Studie und der
PISA-Ländervergleiche bekannt sind, fordern wir
Gewerkschaften eine Bildungsreform, die soziale Be-
nachteiligungen aufhebt und gleiche Chancen für alle
ermöglicht.

In Bremen kann der DGB auf eine vergleichsweise gün-
stige Arbeitsmarktentwicklung zurück blicken. Weni-
ger zufrieden stellend ist jedoch der Arbeitsmarkt-
Trend in Bremerhaven. Zu den politischen Aufgaben
der Zukunft gehört für den DGB daher, hier für einen
Ausgleich zu sorgen. Die Zusammenführung des DGB
Bremen und des DGB Bremerhaven zu einer gemein-
samen Region bietet dafür die gute Voraussetzungen.

Ein voller Erfolg für den Bremer DGB waren auch die
Wahlen zur Arbeitnehmerkammer. Durch Integration
anderer Gruppen konnte der DGB alle Mandate bis
auf eines besetzen – eine gute Voraussetzung für
erfolgreiche Arbeit in der nunmehr vereinten Kammer.

Es gelang uns, nach dem Beispiel Niedersachsens auch
in Bremen ein Vergabegesetz für den Baubereich und
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den Öffentlichen Personennahverkehr durchzusetzen.
Damit ist erstmals mit Zustimmung der CDU ein Ver-
gabegesetz für diese beiden Bereiche zu akzeptablen
Bedingungen verabschiedet worden.

Bei der Bürgerschaftswahl im Mai 2003 wird sich ent-
scheiden, ob die Große Koalition aus SPD und CDU in
Bremen Bestand hat. Der Konkurs der SSW-Werft –
einer der großen industriellen Arbeitgeber in Bremer-
haven – sowie Personalabbau und Standortgefährdung
bei den Stahlwerken Bremen machen Aktivitäten zum
Erhalt von Arbeitsplätzen erforderlich. Wie schon vor
vier Jahren wird der Bremer DGB daran die Bürger-
schaftskandidaten messen.

Auf der Landeskonferenz am 19. Januar 2002 in
Magdeburg kündigte sich ein ereignisreiches Jahr für
den DGB in Sachsen-Anhalt an. Alle bedeutenden
Parteien hatten ihre prominentesten Vertreter als
Vorboten des Landtagswahlkampfes entsandt. Die
Programme der Parteien stellten für den DGB in wei-
ten Teilen eine Herausforderung dar. Der DGB hat sich
deshalb frühzeitig in den Wahlkampf eingemischt.
Uns war klar, dass rechtspopulistische Parolen unter
schwierigen sozialen Bedingungen einen Nährboden
haben. Dagegen haben wir differenziert argumen-
tiert. Grundlage waren eigene Analysen und Hambur-
ger Erfahrungen mit der Schill-Partei. Auf gut besuch-
ten DGB-Veranstaltungen wurden die „law-and-order“-
Parolen der Schill-Mannschaft entzaubert. Dem sach-
sen-anhaltinischen Landtag blieb die Schill-Partei
schließlich erspart.

Bei der Landtagswahl am 21. April 2002 war die SPD-
Regierung einer Mehrheit von CDU und FDP unterle-
gen. Dahinter standen die Enttäuschung über die hohe
Arbeitslosigkeit, das geringe Wirtschaftswachstum, die
stagnierenden Einkommen und die Abwanderungsrate
der Bevölkerung. Das Handeln der neuen Landesre-
gierung begann überstürzt. Vieles scheint noch heute
ideologisch begründet oder lässt sich als Lobbyisten-
geschenk an Wirtschaftsverbände und konservative
Kreise erkennen. Die Sparpolitik ist dramatisch, die

Sozialpflicht von Land und Kommunen wird privat-
wirtschaftlichen Interessen untergeordnet, das Tarif-
treuegesetz wurde abgeschafft, der Freistellungsan-
spruch für Bildung und das Ladenschlussgesetz wur-
den aufgeweicht, öffentliche Aufgaben werden priva-
tisiert, der Vorschulbereich wird eingeschränkt, 13.000
Stellen sollen mittelfristig abgebaut werden, im so
genannten Haushaltssanierungsgesetz wird das Beam-
ten- und Personalvertretungsrecht „passfähig“ ge-
macht. Das sind bedrohliche Entwicklungen.

Unsere Gewerkschaftsarbeit in Sachsen-Anhalt aber
ist weiterhin solidarisch. Davon zeugen die Betriebs-
ratswahlkampagne, die Tarifkämpfe, der Erhalt des
Waggonbaus in Ammendorf, das Zusammengehen im
Bereich des öffentlichen Dienstes, die Auseinander-
setzungen um den Ladenschluss oder der Einsatz der
DGB-Jugend für Demokratie und Toleranz.

2002 war ein Jahr der Wahlen: bundesweite Betriebs-
ratswahlen, Landtagswahl in Sachsen-Anhalt, Wahlen
zum deutschen Bundestag. Wahlkampf – das bedeu-
tet verschärfte politische Auseinandersetzung. An-
griffe auf die Tarifautonomie, Sozialabbau, Privatisie-
rungsdruck und scharfer Wind von rechts stehen auf
der Tagesordnung. Wir Gewerkschafterinnen und
Gewerkschafter begegnen diesem Gegenwind, indem
wir uns aktiv und engagiert in politische Debatten
einmischen und Position beziehen.

Einschneidende Reformen sind für das kommende
Jahr angekündigt – sei es auf dem Arbeitsmarkt, im
Gesundheitswesen oder bei der Modernisierung des
Staates. Neoliberale Kräfte betreiben den Abbau unse-
res Sozialstaates. Auch die Mitbestimmung in Betrie-
ben und Unternehmen wird massiv angegriffen.Immer
wieder werden Rufe nach Betrieblichen Bündnissen,
nach einem ausgehöhlten Kündigungsschutz und
nach weniger Mitbestimmung laut. Und obwohl die
Gewerkschaften zukunftstaugliche Konzepte entwik-
keln und die Bereitschaft zeigen, an der Erarbeitung
gesellschaftlich gerechter Lösungen mitarbeiten, bläst
ihnen zur Zeit der Wind von allen Seiten entgegen.

Hartmut Tölle

DGB-
Bezirksvorsitzender

Jürgen Weißbach

Stellvertretender 
Bezirksvorsitzender

Helga Ziegert

Stellvertretende 
Bezirksvorsitzende
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Die Gewerkschaften sollen in die Ecke der Blockierer
und der Verfechter überholter Leitbilder gedrängt
werden.

Gerade deswegen werden wir uns auch in Zukunft
offensiv einmischen. Denn unser Engagement gilt dem
Erhalt eines solidarischen Sozialstaats, dem Schutz der
Schwächeren und der Interessenvertretung der abhän-
gig Beschäftigten. Wir werden unsere Konzepte einer
menschlichen Modernisierung offensiv der Öffentlich-
keit präsentieren und entsprechendes Handeln einfor-
dern. Nur wenn wir unsere eigenen Standpunkte klar

formulieren und vertreten ergibt es Sinn, in den Dia-
log mit Politik, Regierungen und anderen Verbänden
zu treten. Dass wir bereit sind, an der Suche nach
neuen, sozial gerechten Lösungen konstruktiv mit zu
wirken haben wir in der Vergangenheit bewiesen und
werden es auch in Zukunft tun.

Wir danken allen Kolleginnen und Kollegen, die im
zurückliegenden Jahr zum Erfolg unserer Arbeit bei-
getragen und sich engagiert für unsere gemeinsamen
Anliegen eingesetzt haben.

Hartmut Tölle
DGB-Bezirksvorsitzender Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt

Jürgen Weißbach
Stellvertretender Bezirksvorsitzender

Helga Ziegert
Stellvertretende Bezirksvorsitzende



Im Kern steht hinter diesem englischen Begriff, dass
bei allen Entscheidungen und Handlungen die unter-
schiedlichen Auswirkungen auf Frauen und Männer
erkannt und berücksichtigt werden müssen. Gender
Mainstreaming besteht also in der Reorganisation,
Verbesserung, Entwicklung und Überprüfung von Ent-
scheidungsprozessen in allen Politik- und Arbeitsbe-
reichen einer Organisation.

Unser hoher Anspruch im Bezirk Niedersachsen – Bre-
men – Sachsen-Anhalt dabei ist: Der geschäftsführen-
de Vorstand, die Regionsvorsitzenden, die Abteilungs-

leiter und -leiterinnen und alle beim DGB beschäftig-
ten Kolleginnen und Kollegen sollen diese Strategie in
ihre tagtägliche Arbeit einbeziehen. Gender Main-
streaming betrifft alle politischen Bereiche. Deshalb
behandeln wir es als Querschnittsaufgabe.

Um die Realisierung dieses Anspruchs voranzutreiben
hat der DGB-Bezirk 

B ein so genanntes Gender-Team benannt. Eine Ab-
teilungsleiterin und ein Abteilungsleiter sind zu-
sätzlich zu ihren Hauptzuständigkeiten federfüh-
rend mit der Umsetzung des Gender Mainstreaming
beauftragt.

B in einer Konferenz mit allen Regionsvorsitzenden
und Abteilungsleitern und -leiterinnen über die
Bedeutung und die Auswirkungen auf die Arbeits-
plätze diskutiert. Der DGB-Bezirkvorsitzende Hart-
mut Tölle machte dabei deutlich, dass er Gender
Mainstreaming auch als Führungsaufgabe verstan-
den wissen will. Dies bedeutet, dass Gender Main-
streaming von oben nach unten auf jeder Ebene
durchgesetzt werden muss.

Im nächsten Schritt werden nunmehr die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter ausführlich über Gender Main-
streaming und die Auswirkungen im Bezirk informiert. 

Der DGB-Bezirk führt für Beschäftigte eine Fort- und
Weiterbildung zur politischen Assistenz durch, um die
Teilnehmerinnen daran anschließend als Fachsekretä-
rin in einer DGB-Region einsetzen zu können. Der
erste Ausbildungsabschnitt ist bereits abgeschlossen.
Eine Teilnehmerin dieser Ausbildung hat ein Schulungs-
konzept zu Gender Mainstreaming erarbeitet, das wir
im DGB-Bezirk nun nutzen und einsetzen können.

Gender Mainstreaming funktioniert nicht wie ein Licht-
schalter – aber wenn wir dieses Prinzip gemeinsam
und Prozess orientiert vernünftig umsetzen, kann es
unsere gemeinsame gewerkschaftliche Arbeit nur
stärken.

7Schwerpunkte • Gender Mainstreaming
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Niedersachsen

Niedersächsisches Bündnis für Arbeit und
Ausbildung

Im Jahr 2002 wurden zwei Sitzungen der Lenkungs-
gruppe des DGB Niedersachsen durchgeführt. Die
wesentlichen Themen hierbei waren die Bekämpfung
der Jugendarbeitslosigkeit und die Ausbildungsoffen-
sive 2002, das Niedersächsische Vergabegesetz, die
Reform der Arbeitsverwaltung und die Umsetzung der
Vorschläge der Hartz-Kommission sowie die Beteili-
gungsgesellschaft für Unternehmen in Notlagen: Die
IN-Bank.

Jugendarbeitslosigkeit bekämpfen

Während sich die allgemeine Arbeitslosigkeit im Jahr
2002 insgesamt immer über dem Vorjahreswert be-
wegte, konnten im Bereich der Bekämpfung der
Jugendarbeitslosigkeit Erfolge erzielt werden. Dazu
trug auch das im „Bündnis für Arbeit“ beschlossene
Aktionsprogramm „Nachwuchs sichern – Ausbildungs-
plätze schaffen – Jugendarbeitslosigkeit bekämpfen“
bei. Zusätzliche Qualifizierungsmaßnahmen, die Ein-
richtung von mittlerweile 45 Jugendbüros und die
zum Jahresende voraussichtlich erreichte Halbierung
der Zahl der Jugendlichen, die sechs Monate und län-
ger arbeitslos sind, sind dabei wichtige Meilensteine.
Seit Juli 2002 ist die Zahl der arbeitslos gemeldeten
Jugendlichen unter 25 Jahren niedriger als der Vor-
jahreswert. Über 51 Prozent dieser Jugendlichen be-
sitzen eine abgeschlossene Berufsausbildung. Das
Verhältnis zwischen den nicht vermittelten Bewerbe-
rinnen und Bewerbern und den unbesetzten Berufs-
ausbildungsstellen ist in der Landesbilanz annähernd
ausgeglichen. Aus regionaler und berufsfachlicher
Sicht bestehen aber weiterhin Ungleichgewichte, die
es abzubauen gilt.

Schutz vor Lohndumping: Das Niedersächsische
Vergabegesetz

Ende August 2002 wurde nach intensiven Gesprächen
mit dem DGB und seinen Gewerkschaften das von der

SPD-Landtagsfraktion eingebrachte Vergabegesetz im
Landtag beschlossen. Mit diesem Gesetz werden ins-
besondere kleine und mittlere Unternehmen und deren
Beschäftigte wirksam vor Lohndumping geschützt, so
dass sie sich einem fairen Wettbewerb stellen können.
Die niedersächsischen Kommunen bewahrt das Ver-
gabegesetz vor den kostspieligen Folgen von Arbeits-
losigkeit und Sozialhilfe aufgrund unfairen Wettbe-
werbs. Folgende zentrale Forderungen der Gewerk-
schaften, die sich auf öffentliche Aufträge in Bau und
Öffentlichem Personennahverkehr beziehen, konnten
unter anderem durchgesetzt werden:

B Eine Verordnung soll zukünftig regeln, welche Ver-
einbarung als repräsentativer Tarifvertrag zu gel-
ten hat. Ein paritätisch aus Vertretern der Gewerk-
schaften und der Arbeitgeber besetzter Beirat wird
die repräsentativen Tarifverträge festlegen.

B Das Vergabegesetz gilt für Aufträge ab einem
Schwellenwert von 10.000 Euro.

B Die Verpflichtung zur Tariftreue wurde auf Sub-
unternehmen und deren Subunternehmen ausge-
weitet.

B Auch juristische Personen (zum Beispiel von den
Städten gebildete GmbHs) werden in die allgemei-
ne Bindung der öffentlichen Hand einbezogen. 

Arbeitsmarkt und 
Beschäftigung
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B Auffällig günstige Angebote – als Grenzwert zehn
Prozent unter dem nächst höheren Angebot – wer-
den durch die vergebende Stelle überprüft.

Die Reform der Arbeitsverwaltung und die Umset-
zung der Vorschläge der „Hartz-Kommission“

Unsere Arbeit wurde im Jahr 2002 begleitet von Akti-
vitäten, die durch den Prüfbericht des Bundesrech-
nungshofs zu den falschen Vermittlungszahlen der
Bundesanstalt für Arbeit (BA) ausgelöst wurden:

B Erste gesetzliche Änderungen (unter anderem pri-
vate Arbeitsvermittlung, Leitung der BA, Verände-
rungen beim Verwaltungsrat).

B Die Einsetzung der „Hartz-Kommission“ und die
Veröffentlichung ihrer Ergebnisse.

B Die momentan beginnende gesetzliche Umsetzung
ihrer Vorschläge.

Im „Bündnis für Arbeit“ stimmten alle Teilnehmenden
überein, dass die Umsetzung von Arbeitsmarkt und
Struktur fördernden Maßnahmen leistungsfähige und
entscheidungsbefugte Landesarbeitsämter als Koordi-
nierungs- und Führungsinstrumente für die einzelnen
Arbeitsämter in den Ländern erfordert. Dies bedingt
eine grundlegende Veränderung der Landesarbeits-
ämter selbst. Diese sind noch effizienter und entschei-
dungsbefugter als bisher auszugestalten.

DGB-Arbeit in der Selbstverwaltung der
Arbeitsämter

Zur Unterstützung der Arbeit unserer Selbstverwalter
in den Arbeitsämtern haben wir uns gemeinsam mit
folgenden Themen beschäftigt:

B Zusammenarbeit zwischen den Zeitarbeitsfirmen
und der BA.

B Erste Erfahrungen mit dem Job-Aktiv-Gesetz.

B Vermittlungen und Statistik der Arbeitsämter.

B Vermittlungsoffensive der BA.

B Programm „Nachwuchs sichern – Ausbildungsplätze
schaffen – Jugendarbeitslosigkeit bekämpfen“,
insbesondere die Jugendbüros.

B Ergebnisse der Kommission „Moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt“ und ihre Auswirkungen
auf die Arbeit der BA. 

B In Zusammenarbeit mit der BA Informationen über
die Wolfsburg AG als Vorbildcharakter für andere
Regionen bereitstellen und weitergeben.

Bremen

Der Schwerpunkt des Bremer DGB im Bremer Bündnis
für Arbeit lag 2002 erneut in dem Bestreben, mehr
Ausbildungsstellen zu schaffen und die hohe Jugend-
arbeitslosigkeit am Übergang in das Berufsleben nach
der Ausbildung zu bekämpfen. Erstmals war 2002
aber nach einem mehrjährigen Zuwachs an betrieb-
lichen Ausbildungsstellen wieder ein Rückgang zu
verzeichnen. Die Zahl der arbeitslosen Jugendlichen
stieg hingegen an. Der Anstieg blieb aber erheblich
unter dem Bundesschnitt.

Wie in den Jahren zuvor koordinierten wir die Arbeit
der Verwaltungsausschüsse der Arbeitsämter Bremen
und Bremerhaven. Das Hauptaugenmerk legte der
DGB Bremen auf eine abgestimmte Umsetzung des
„Hartz-Konzepts“.

An der Erarbeitung eines Bremer Vergabegesetzes für
die Bereiche Bau und Öffentlicher Personennahverkehr
haben wir uns intensiv beteiligt. Das Gesetz wurde im
Dezember von der bremischen Bürgerschaft verab-
schiedet.

Call-Center-Tagung

Im Oktober 2002 hat der DGB Bremen gemeinsam
mit dem DGB-Bezirk, der Gewerkschaft ver.di und der
Arbeitnehmerkammer Bremen die Tagung „Call-Center
in Niedersachsen und Bremen: Von modernen Kom-
munikationsfabriken und den gläsernen Beschäftig-
ten“ durchgeführt. Beinahe 80 Teilnehmer, überwie-
gend Call-Center-Beschäftigte, diskutierten unter
anderem über Leistungs- und Verhaltenskontrollen,
Mitbestimmung und Gestaltungsmöglichkeiten in der
Branche.

Sachsen-Anhalt

Breiten Raum nahm in der Arbeitsmarktpolitik des
DGB Sachsen-Anhalt die Diskussion um das „Hartz-
Konzept“ ein. Im September 2002 führten wir ge-
meinsam mit den Thüringer Kolleginnen und Kollegen
eine Schulung der Mitglieder der Selbstverwaltung
durch. Ebenso war das „Hartz-Konzept“ mehrfach
Thema unserer Klausurtagungen. Derzeit sind wir viel-
fach von Verbänden und Vereinen oder kleineren Pro-
jekten gefordert, um das „Hartz-Konzept“ breit zu
kommunizieren.

Eine nicht zu unterschätzende Möglichkeit zur Mitge-
staltung von Beschäftigungspolitik bietet die Selbst-
verwaltung der Arbeitsämter. Sowohl auf Landesebene
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im Landesarbeitsamt Sachsen-Anhalt/Thüringen als
auch auf örtlicher Ebene in den acht Arbeitsamtsbe-
zirken in Sachsen-Anhalt ist der DGB entsprechend
vertreten.

Wie auch in den vergangenen Jahren haben wir regel-
mäßig Informationen zur wirtschaftlichen Entwicklung
und zum Arbeitsmarkt in Sachsen-Anhalt aufbereitet
und unseren Kolleginnen und Kollegen in den Regionen
sowie den wirtschaftspolitisch Verantwortlichen zur
Verfügung gestellt. Aufgrund der begrenzten Arbeits-
kapazitäten sind wir dabei auf die bewährte enge Ko-
operation mit unserer arbeitnehmernahen Beratungs-
agentur „Gesellschaft zur Förderung arbeitsorientier-
ter innovativer Strukturentwicklung in Sachsen-Anhalt
e.V.“ (GAISA) angewiesen. In Zusammenarbeit mit
GAISA haben wir im Jahr 2002 vier Berichte heraus-
gegeben. Sie beinhalten neben Datensammlungen
und Zeitreihen einen umfangreichen Text- und Bewer-
tungsteil der wirtschaftlichen Situation. 

Die Berichte werden inzwischen von den Kolleginnen
und Kollegen als unentbehrliches Arbeitsmaterial ge-
nutzt. Daher werden wir sie auch in Zukunft regelmä-
ßig erstellen.

Bündnis für Arbeit und Ausbildung

Seit 1997 unternahm die Landesregierung verstärkte
Anstrengungen zur Verbesserung der Ausbildungs-
platzsituation. Aus der „Zentralen Arbeitsgruppe
Bündnis für Ausbildung Sachsen-Anhalt“ (ZAG) ent-
wickelte sich unter der Leitung des Ministerpräsiden-
ten Höppner (bis April 2002) das „Bündnis für Arbeit,
Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit“. Hieran betei-
ligten sich unter anderem der DGB und die Einzelge-
werkschaften, die Arbeitgeberverbände, die Bundes-
anstalt für Arbeit, die gewerblichen Kammern und
weitere Institutionen.

Für den Bereich Ausbildung formulierte das „Bündnis
für Ausbildung Sachsen-Anhalt“ die Zielsetzung „Be-
reitstellung von Ausbildungsstellen für alle Jugend-
lichen, die eine Berufsausbildung beginnen wollen“.

Dies sollte durch die Vernetzung vielfältiger Maßnah-
men erreicht werden, so unter anderem durch ein Ver-
sprechen der Wirtschaft das Ausbildungsplatzangebot
nachhaltig zu steigern, durch effektive Gestaltung der
Landesförderprogramme, durch die Entwicklung zu-
sätzlicher Ausbildungsplatzangebote nach dem Berufs-
bildungsgesetz (BBiG) und der Handwerksordnung
(HwO), durch die Unterstützung von Ausbildungsko-
operationen und Verbundausbildung, an denen sich
Unternehmen beteiligen.

Aus Sicht des DGB ist diese Zielstellung im vergange-
nen Jahr nicht erreicht worden. Dennoch wurden eini-
ge wichtige Fortschritte erzielt, die nicht zuletzt durch
das Engagement des DGB auf den Weg gebracht wur-
den; so die Neuausrichtung der Landes-Förderinstru-
mentarien, die Entwicklung einer landesweit veran-
kerten Verbundausbildung, die Entwicklung eines ex-
ternen (Aus-)Bildungsmanagements für Unternehmen
oder die Durchführung von Modellversuchen im Rah-
men der beruflichen Erstausbildung.

Wie bereits in der Vergangenheit bestehen in Sach-
sen-Anhalt auch gegenwärtig noch Probleme in der
bedarfsgerechten Bereitstellung betrieblicher Ausbil-
dungsstellen. Auch die Arbeitsmarktsituation für
junge Menschen (die so genannte Zweite Schwelle)
gestaltet sich zunehmend problematischer.

Die folgende Übersicht verdeutlicht die prekäre Aus-
bildungssituation in Sachsen-Anhalt. 2002 gab es das
niedrigste betriebliche Ausbildungsplatzangebot seit
1992.

Ausbildungsplatzsituation 2002
Bewerber und gemeldete Ausbildungsstellen in Sachsen-Anhalt jeweils in abgeschlossenen Bewerbungsjahren 1992 – 2002
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Niedersachsen

Landeskreditausschuss

Ein zentrales Aufgabenfeld der Wirtschaftsabteilung
war auch im Jahr 2002 die Mitarbeit im niedersächsi-
schen Landeskreditausschuss. Der DGB Niedersachsen
bringt durch die beratende Tätigkeit im Landeskredit-
ausschuss die Belange der Beschäftigten und die Inte-
ressen der Gewerkschaften in die Ausschussarbeit ein.

Regionale Wirtschaftsförderung

Seit dem Frühjahr 1996 nimmt der niedersächsische
DGB beratend an der Vergabe der Regionalfördermit-
tel im Rahmen der „Gemeinschaftsaufgabe Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ teil. Der DGB
ist in den Einplanungsrunden beratend beteiligt und
versucht hierbei vor allem zu erreichen, dass öffentli-
che Subventionen vorwiegend an Unternehmen ver-
geben werden, die essentielle Arbeitnehmerschutz-
rechte einhalten. Die Position des DGB zu den einzel-
nen Förderanträgen resultiert dabei vor allem aus den
Stellungnahmen der Gewerkschaften vor Ort. Neben
den Mitteln aus der Gemeinschaftsaufgabe standen
dem Land auch 2002 wieder Mittel aus dem „Ziel-2“-
Programm der Europäischen Union zur Verfügung. Die
Mittel der Gemeinschaftsaufgabe dienten dabei im
Bereich der gewerblichen Wirtschaft vorrangig zur Ko-
Finanzierung von EU-Mitteln. Durch die Mitarbeit im
„Ziel-2“-Landesbegleitausschuss konnten wir auch hier
gewerkschaftliche Positionen durchsetzen.

Gebündelte Wirtschaftsförderung in Niedersachsen

An der Neuordnung der Wirtschaftsförderung in Nie-
dersachsen und der Gründung der neuen Wirtschafts-
förderbank (IN-Bank) hat sich der DGB von Anfang an
beteiligt. Wir haben die Konzentration der Wirtschafts-
förderung auf ein zentrales Institut grundsätzlich be-
grüßt. Um die gewerkschaftlichen Interessen in der
Planungs- und Umsetzungsphase einzubringen haben
wir intensive Gespräche mit dem Niedersächsischen
Wirtschaftsministerium geführt.

Innovationsprogramm des Landes

In einer gemeinsamen Initiative haben die niedersäch-
sischen Ministerien für Wirtschaft sowie für Wissen-
schaft und Kultur in der ersten Jahreshälfte 2002 die
Erarbeitung eines „Innovationsprogramms“ angeregt.
Der DGB war in der hierfür gebildeten Arbeitsgruppe
beteiligt. Die Vorstellungen des DGB konnten leider
nur zum Teil in das Innovationsprogramm eingebracht
werden.

Steuerpolitische Vorstellungen des DGB

Der DGB hat sich in der zweiten Jahreshälfte 2002 an
einer aus dem niedersächsischen „Bündnis für Arbeit“
hervorgegangenen „Arbeitsgruppe Steuerpolitik“ be-
teiligt. Vor diesem Hintergrund haben wir im Dezem-
ber 2002 ein umfangreiches Positionspapier zu unse-
ren steuerpolitischen Vorstellungen vorgelegt.

Technologieberatungsstelle (TBS)

Die TBS Niedersachsen hat sich auch im Jahr 2002 als
Partner der niedersächsischen Betriebs- und Personal-
räte bewährt. Darüber hinaus ist es verstärkt gelun-
gen, Geschäftsführungen und leitende Angestellte in
die beratende Tätigkeit in Betrieben einzubeziehen.
So konnte die TBS auch in einem schwierigen wirt-
schaftlichen Umfeld ihr Leitbild weiter verfolgen. Des
Weiteren war es ihr möglich, über die Förderung der
Beteiligungs- und Kooperationskultur sowie von sozial-
verträglichen und partnerschaftlichen Lösungen die
Zukunftsfähigkeit der Betriebe und Verwaltungen zu
stärken. Dadurch sollen die Arbeits- und Lebensbedin-
gungen der Beschäftigten gesichert und verbessert
werden.

Die TBS Niedersachsen hat im Jahr 2002 eine Phase
des personellen, organisatorischen und inhaltlichen
Umbruchs durchlebt. In der Geschäftsführung folgte
Michael Bonder auf Reinhard Doleschal, im Bereich
Arbeits- und Gesundheitsschutz hat Sylvia Krüger die
Nachfolge von Matthias Holm angetreten und im Be-
reich EDV-Beratung folgte Lorenz Hinrichs auf Heiko
Sembdner.
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Die TBS wird auch im nächsten Jahr kostengünstige,
praxisnahe und kundenorientierte Dienstleistungen in
Form von einzelbetrieblichen Beratungen und Sach-
verständigentätigkeit sowie als überbetriebliche Ver-
anstaltungen (Seminare, Schulungen, Fachtagungen,
Workshops, Arbeitskreise) in folgenden Bereichen
anbieten:

Bremen

Schwerpunkt der wirtschaftspolitischen Arbeit des
Bremer DGB war im Jahr 2002 die Begleitung der Wirt-
schaftsförderprogramme des Senats. Im regionalen
Begleitausschuss beteiligten wir uns an der Abstim-
mung und Umsetzung der Ziel-2-Förderung im Land
Bremen.

Im Bremer Bündnis für Arbeit setzten wir uns vor allem
für die Umsetzung einer Qualifizierungsoffensive für
den Strukturwandel ein. Weitere wichtige Themen
waren die Gewerbeflächenpolitik sowie strukturverän-
dernde Investitionsvorhaben.

Sachsen-Anhalt

Landeskreditausschuss

Im Rahmen der Gremienarbeit ist der DGB Sachsen-
Anhalt sowohl als beratendes Mitglied im Landeskre-
ditausschuss als auch als stimmberechtigtes Mitglied
im Förderbeirat für Mittelstands- und Technologiedar-
lehen vertreten. Die Mitarbeit dort ist oftmals eine Grat-
wanderung, weil die Unternehmen häufig nicht über
Betriebsräte oder sonstige Arbeitnehmervertretungen
verfügen. So müssen wir uns auf die wenigen Infor-
mationen verlassen, die uns im Vorfeld der jeweiligen
Sitzungen zur Verfügung gestellt werden. Viele der
einen Antrag stellenden Unternehmen müssten ohne
zusätzliche Landesförderung ihren Betrieb einstellen.

Wirtschaftspolitische Forderungen zur
Landtagswahl

Der sachsen-anhaltinische DGB und seine Mitglieds-
gewerkschaften haben sich im Vorfeld der Landtags-
wahlen mit eigenen wirtschaftspolitischen Positionen
öffentlich zu Wort gemeldet. Im Rahmen des im Früh-
jahr noch existierenden „Bündnisses für Arbeit“ auf
Landesebene gab es unter Federführung des Wirt-
schaftsministeriums einen beteiligungsorientierten
Dialog, in dessen Ergebnis ein wirtschaftspolitisches
Leitbild für Sachsen-Anhalt abgesteckt wurde. Ein mit
den DGB-Gewerkschaften abgestimmtes Thesenpapier
hat zumindest in den Grundzügen Eingang gefunden.

Sonnecktagung

Auf der inzwischen zur Tradition gewordenen Sonn-
ecktagung, die in diesem Jahr am 17. und 18. Mai
stattfand, diskutierten wir gemeinsam mit Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern des Instituts für
Wirtschaftsforschung Halle und des Deutschen Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung Berlin sowie mit Kolle-
ginnen und Kollegen einiger Gewerkschaften aus den
Landesbezirken Ost und des Bundesvorstands ausge-
wählte wirtschaftspolitische Fragestellungen.

Gremien

Der DGB Sachsen-Anhalt nutzte im vergangenen Jahr
sowohl auf Landes- als auch auf Bundesebene die Gre-
mienarbeit zur Wahrnehmung gewerkschaftlicher Mit-
bestimmungs- und Mitwirkungsmöglichkeiten. Her-
vorzuheben sind hierbei für die Zeit bis zum Regie-
rungswechsel das „Bündnis für Arbeit“ in Sachsen-
Anhalt mit seinen verschiedenen Arbeitsgruppen, die
Umweltallianz, der Landeskreditausschuss, der Förder-
beirat und der Gesellschafterausschuss der Träger-
gesellschaft Land Sachsen-Anhalt (TGL).
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Niedersachsen

Bildungspolitik war auch im Jahr 2002 ein Schwer-
punkt der Arbeit des DGB-Bezirks. In Niedersachsen
wurde eine Vielzahl von Veränderungen in der Schul-
politik diskutiert und zum Teil auch umgesetzt. Zur
Abschaffung der eigenständigen Orientierungsstufe
und Einführung der Förderstufe hat sich der DGB
ebenso eindeutig positioniert wie zum Konzept der
„Selbstständigen Schule“. Nicht erst seit Bekanntwer-
den der Ergebnisse der PISA-Studie und der PISA-
Ländervergleiche fordert der DGB Chancengleichheit
für alle.

Bildungsreise nach Finnland

Um die im Positionspapier „Chancengleichheit für
alle“ 2001 veröffentlichte Stellungnahme zu vertie-
fen, fuhr eine Delegation des Arbeitskreises Bildung
des DGB-Bezirks im August 2002 nach Finnland. Ver-
treterinnen und Vertreter der Mitgliedsgewerkschaf-
ten, des DGB und der Bildungsvereinigung ARBEIT UND
LEBEN Nds. e. V. sowie eine Redakteurin des NDR in-
formierten sich vor Ort über das dortige Schulsystem.

Die Philosophie des finnischen Schulsystems, das auf
Integration statt auf Selektierung und Differenzierung
setzt, bestätigte die Forderung des DGB nach „Chan-
cengleichheit für alle“. In Finnland besuchen alle Kin-
der neun Jahre eine Ganztags-Grundschule. Bis ein-
schließlich zur sechsten Klasse werden sie von Klassen-
lehrerinnen und Klassenlehrern unterrichtet. Erst ab

der siebten Klasse gilt das Fachlehrerinnen- und Fach-
lehrerprinzip.

Die Berufsausbildung findet vorwiegend als schulische
Ausbildung statt. Eine duale Berufsausbildung wie in
Deutschland gibt es in Finnland nicht. 

Das Hochschulsystem besteht im Kern aus den Uni-
versitäten und den Fachhochschulen. Teile der akade-
mischen Ausbildung können auch in Einrichtungen
der Erwachsenenbildung, zum Beispiel in den Heim-
volkshochschulen, stattfinden. Finnland setzt nicht
nur auf Integration der jungen Menschen in das Bil-
dungssystem, sondern auch auf eine starke Integra-
tion der verschiedenen Elemente des Bildungssystems.
Kindertagesstätten und Vorschulen sind in das Bil-
dungssystem einbezogen. Eine Schulpflicht besteht in
Finnland erst mit sieben Jahren. Ab dem sechsten
Lebensjahr können Kinder an einer Kindertagesstätte
oder einer Grundschule eine Vorschule besuchen.
Dieses Angebot ist freiwillig, wird aber weitgehend
angenommen.

Es besteht ein Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung
für 24 Stunden täglich. In der Regel sind die Kinder-
tagesstätten bis 18 Uhr geöffnet. Ein Rechtsanspruch
auf Ganztagsbetreuung würde auch die bei uns be-
stehenden Probleme bei flexiblen Arbeitszeiten der
Mutter oder des Vaters lösen. 

Bildung ist in Finnland ein Wert an sich. Dies ist auch
zwischen den politischen Parteien Konsens.

Bildung



Konferenz zur Zukunft der Bildung

Der DGB-Bezirk Niedersachsen – Bremen – Sachsen-
Anhalt hat zusammen mit der Bildungsvereinigung
ARBEIT UND LEBEN Niedersachsen e. V. im Oktober
2002 eine Bildungskonferenz durchgeführt: „Nieder-
sachsen ein Bildungsland? Zur Zukunft von Kinderta-
gesstätten, Schule, Berufsausbildung und Weiterbil-
dung.“ Nach einem Einführungsreferat von Frau Prof.
Dr. Ingrid Gogolin zum Thema „Probleme und Per-

spektiven der Bildung am Beispiel Niedersachsens“
folgte eine Podiumsdiskussion. Ab mittags diskutier-
ten die Tagungsteilnehmer und -teilnehmerinnen in
Foren zu den Themen „Lernen vor der Schule“, „Nie-
dersachsen nach PISA“, „Aus-, Fort- und Weiterbildung
für Lehrende“, „Berufsausbildung der Zukunft“ und
„Soziale Chancen, Demokratie und lebenslanges Ler-
nen“. Die Ergebnisse der Konferenz werden dokumen-
tiert und fließen in die Fortentwicklung des bildungs-
politischen Positionspapiers des DGB ein.

Arbeitskreis Bildung

Der Arbeitskreis Bildung, der sich 2002 schwerpunkt-
mäßig mit der Schulpolitik befasste, hat sich insbe-
sondere zu den Konsequenzen positioniert, die aus
den Ergebnissen von PISA zu ziehen sind. Ein weiterer
Schwerpunkt waren die Schulstrukturreformen in Nie-
dersachsen. Der Arbeitskreis Bildung erarbeitete hier-
zu eine Stellungnahme zur Novellierung des Nieder-
sächsischen Schulgesetzes. In diesem Zusammenhang

wurde deutlich, dass auch eine Reform der Ausbildung
von Lehrenden zwingend erforderlich ist.

Zum Konzept der „Selbstständigen Schule“ forderte
der DGB-Bezirk:

D Im Zentrum aller Reformen der Schule muss die
pädagogische Weiterentwicklung stehen. Schulen
müssen weiterhin uneingeschränkt in öffentlicher
Verantwortung bleiben. Eine umfassende Verände-
rung von Schule setzt für ihr Gelingen voraus, dass
alle an Schule Beteiligten auch zu Akteuren wer-
den und rechtzeitig an einem offenen Dialog über
die geplanten Veränderungen teilnehmen können.

D Mehr Eigenverantwortung in einer selbstständige-
ren Schule erfordert auch mehr demokratische
Mitverantwortung sowie Rechte für die Beschäf-
tigten in der Schule.

D Bei allen weiteren strukturellen Veränderungen
muss die Schule als Ganztagseinrichtung geplant
werden.

D Gerade angesichts der Unterschiede zwischen den
Schulen ist sicherzustellen, dass es nicht zu regio-
nalen Ungleichheiten kommt.

D Eine wissenschaftliche Begleitung bei Konzeptge-
staltung, Umsetzung und der Entwicklung prozes-
sorientierter Qualitätssicherungs- und Evaluations-
verfahren ist notwendig.

Berufliche Bildung Niedersachsen

Die Berufliche Bildung stand im Jahr 2002 im nieder-
sächsischen „Bündnis für Arbeit und Ausbildung“ nicht
im Mittelpunkt der Diskussion. Vielmehr ging es um
die Umsetzung der im Bündnis abgeschlossenen Ver-
einbarungen, die einen langen Atem verlangen. Kurz-
fristige Erfolge sind kaum zu erwarten gewesen. Am
Beispiel der „Berufsorientierung an Allgemeinbilden-
den Schulen“ kann dies deutlich gemacht werden:
Eine Berufsorientierung kann nur langfristig konkreti-
siert werden.

14 Schwerpunkte • Bildung
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Die Begleitung der Arbeit in den LOVE-IT-Stellen (Lern-
ortverbünde für IT- und Medien-Berufe) war auch 2002
ein wichtiger Arbeitsbereich und daher im „Landesbe-
zirksausschuss Berufliche Bildung“ Schwerpunkt.

Die „Ausbildungsoffensive 2002“ der Niedersächsi-
schen Landesregierung hat der DGB begleitet. Aus
gewerkschaftlicher Sicht muss jedoch kontinuierlich
daran erinnert werden, dass zu wenig Betriebe ausbil-
den und Ausbildungsplätze zur Verfügung stellen.

Neugeordnete Berufe

Ein weiterer Arbeitsschwerpunkt war die Neuordnung
von Berufen, insbesondere im gewerblich-technischen
Bereich. Zum einen war die Neuordnung Thema beim
fünften Forum des DGB „Berufliche Bildung“ am 22.
Mai 2002 in Hannover. Zum anderen wurden die DGB-
Vertreterinnen und Vertreter in den Regionen sowie
die der Einzelgewerkschaften über die geplanten Ver-
änderungen in den Berufen der Metall- und Elektro-
branche informiert, insbesondere über das ab 1. August
2003 geltende neue Berufsfeld Kfz-Technik. Die Ein-
führung des neuen Berufsfeldes hat erhebliche Auswir-
kungen auf die Berufsschullandschaft in den Regio-
nen. Hier wurde bisher das Berufsfeld Metalltechnik
im ersten Ausbildungsjahr flächendeckend als Berufs-
grundbildungsjahr (BGJ) geführt.

Des Weiteren hat die Abteilung eine „Initiative für
mehr gewerblich-technisches Engagement“ im Kul-
tusministerium gestartet. Erste Gespräche sind Erfolg
versprechend verlaufen. 

Der Landesausschuss für Berufsbildung, dessen ge-
setzliche Aufgabe nach dem Berufsbildungsgesetz

(BBiG) die Beratung der Landesregierung in Fragen
Beruflicher Bildung ist, musste für die neue Amts-
periode neu besetzt werden. Zum alternierenden Vor-
sitzenden ist erneut Fritz Stöcker gewählt worden.

Große und kleine Erfolge

Das Projekt „Berufsbildende Schulen als regionale
Kompetenzzentren“ wurde endlich als Schulversuch
eingeleitet. Der DGB hat hier wesentliche Impulse zur
zukunftsfähigen Gestaltung von Berufsbildenden
Schulen als öffentlich-rechtliche Schulen gegeben.
Das Forum 4 „Berufsausbildung der Zukunft“ hat sich
bei der Bildungskonferenz 2002 schwerpunktmäßig
mit diesem Thema befasst. Die Abteilung hat dazu
zehn Leitkriterien für die Begleitung des Schulversuchs
vorgelegt. 

Ein weiterer, wenn auch kleiner Erfolg, war die Ände-
rung des Feiertagsgesetzes. Es ist endlich gelungen,
dass alle Lehrkräfte bezogen auf bestimmte Feiertage
„mit den Angehörigen von Religionsgemeinschaften,
die in einem anderen Beschäftigungsverhältnis ste-
hen“, gleichgestellt werden.

Wir haben uns erfolgreich mit der Ausbildung von
Lehrerinnen und Lehrern beschäftigt. Hier sind auf
Landesebene in Niedersachsen Initiativen des DGB
aufgegriffen worden. Gemeinsam mit der Abteilung
Bildung wurde eine Veranstaltungsreihe aufgelegt, die
sich mit Perspektiven für die Zukunft der Bildung be-
fasst. Eine erste Veranstaltung hat sich mit zwei Mo-
dellversuchen (Schule & Co., Selbstständige Schule)
der Bertelsmann-Stiftung befasst.
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Bremen

Das Jahr 2002 stand auch in Bremen ganz unter dem
Zeichen der Ergebnisse der PISA-Studie. Zu Beginn des
Jahres wurden in einer Abendveranstaltung die Ergeb-
nisse der Studie vorgestellt. Das auffallend schlechte
Abschneiden der Bremer Schülerinnen und Schüler
stand im Mittelpunkt der Diskussion. Besonders gra-
vierend waren die Ergebnisse bei der Lesekompetenz
und der sozialen Integration. 

Auf Grundlage dieser Ergebnisse und zur Erarbeitung
von Empfehlungen für die Bremer Schulpolitik hat im
Februar 2003 der Senator für Bildung Willi Lemke
einen „Runden Tisch Bildung“ eingerichtet, an dem
der DGB und die Gewerkschaften GEW und ver.di
beteiligt sind. In vier Sitzungen wurden drei Themen-
blöcke mit Praktikerinnen und Praktikern sowie Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftlern bearbeitet.
Die Empfehlungen des „Runden Tisches Bildung“ be-
zogen sich auf die Verbesserung der Lesekompetenz,
die Weiterentwicklung des Schulmanagements sowie
die Verringerung der Kopplung zwischen sozialer Her-
kunft und Schulerfolg.

Der Bremer Regionsvorstand hat sich im Oktober mit
dem Thema „Anforderungen an die Bildungspolitik“
befasst und eine Stellungnahme zum Bremer Schul-
wesen verabschiedet.

Berufliche Bildung

Im Mittelpunkt stand die Arbeit in den Gremien des
Landesausschusses für Berufsbildung, des Berufsbil-
dungsausschusses der Handelskammer Bremen und
die immer wieder zu besetzenden Prüfungs- und
Berufsbildungsausschüsse.

Schwerpunktthemen in allen Ausschüssen waren die
veränderten Prüfungsanforderungen in der Beruflichen
Bildung. Begonnen mit den Berufen in der Informa-
tionstechnologie zieht sich nun durch alle neu geord-
neten und neu entwickelten Berufe eine veränderte
Prüfung. Sie ist mit einer betrieblichen Prüfungsauf-
gabe stärker praxisorientiert als bisher. Des Weiteren
setzt sie auf die Selbstständigkeit der Prüflinge. Die
zeitlichen und inhaltlichen Anforderungen für Prüfe-
rinnen und Prüfer haben sehr stark zugenommen. Qua-
lifizierte Personen für die Mitarbeit in den Prüfungs-
ausschüssen zu gewinnen wird immer schwieriger.

Sachsen-Anhalt

Berufliche Bildung Sachsen-Anhalt

Der DGB Sachsen-Anhalt engagiert sich in der Bildungs-
politik vorrangig in den Bereichen „duale Berufsaus-
bildung“ und „Studierendenarbeit“. In der gewerk-
schaftlichen Bildung sowie der Erwachsenenbildung
arbeitet der DGB Sachsen-Anhalt eng mit der Bildungs-
vereinigung ARBEIT UND LEBEN Sachsen-Anhalt e. V.
zusammen. In den Bereichen Schul- und Hochschul-
politik sowie in der beruflichen Weiterbildung ist die
GEW ein bewährter Kooperationspartner. 

Duale Berufsausbildung

Die Gestaltung des dualen Ausbildungssystems war
auch 2002 einer der wichtigsten Arbeitsschwerpunkte
für den DGB und die Gewerkschaften in Sachsen-An-
halt. Auf Fachtagungen in Berlin (April 2002), Garde-
legen (Juli 2002) und Halle (August 2002) wurden mit
DGB-Beteiligung konkrete Umsetzungsvorschläge für
Ausbildungskooperationen und Verbundausbildungen
erarbeitet und ausgewertet. Als besonders positives
Beispiel sei der „IT-Ausbildungsverbund Altmark“ ge-
nannt, durch den in der strukturschwachen Altmark
im Jahr 2002 insgesamt 24 neue betriebliche Ausbil-
dungsverhältnisse in IT-Berufen entstanden.

Arbeitsgruppe Einzelhandelsberufe

Der DGB Sachsen-Anhalt beteiligt sich gemeinsam mit
ver.di an einer Arbeitsgruppe zur Vorbereitung einer
Neugestaltung der Einzelhandelsberufe. Ziel dieser
Arbeitsgruppe ist es, inhaltliche Vorschläge zu erar-
beiten, die den Sozialpartnern auf Bundesebene zur
Aufnahme sogenannter „Antragsgespräche“ dienen.
Mittelfristig sollen die Berufe Verkäuferin/Verkäufer
und Kauffrau/Kaufmann Einzelhandel durch moderne
Berufe abgelöst werden.

Gewerkschaften koordinieren

Aufgabe des DGB ist es, in Abstimmung mit den Ein-
zelgewerkschaften die Arbeit in den Gremien der „Be-
ruflichen Bildung“ zu koordinieren. An erster Stelle ist
dabei der Landesausschuss für Berufsbildung Sachsen-
Anhalt zu nennen, der nach dem Berufsbildungsgesetz
(BBiG) den gesetzlichen Auftrag zur Beratung der Lan-
desregierung in Fragen der Berufsbildung hat.

Durchgängiges Thema der Arbeit des Landesausschus-
ses 2002 war die Ausbildungssituation in Sachsen-
Anhalt. Darüber hinaus wurden folgende Themen-
schwerpunkte bearbeitet: Übergänge vom Besuch 
Allgemeinbildender Schulen in die Berufsausbildung
(neue Sekundarschulabschlüsse), Auswirkungen der
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PISA-Studie auf die Berufsausbildung, Förderung der
beruflichen Erstausbildung, Berufsbildungsbericht
Sachsen-Anhalt, Wege zur beruflichen Qualifizierung
Jugendlicher und junger Erwachsener ohne Berufsab-
schluss, Förderung von Abgängern aus Schulen für
Lernbehinderte, Verbundausbildung und Evaluierung
von Ausbildungsplatz-Sonderprogrammen.

Der DGB organisierte die inhaltliche Vorbereitung der
Sitzungen des Landesausschusses, erarbeitete Unter-
lagen für die Arbeitnehmervertretenden, koordinierte
die Stellungnahmen zum jährlichen Berufsbildungs-
bericht und führte Seminare zur fachlichen Qualifizie-
rung durch.

Im Juni 2002 fand ein solches Seminar in Teistungen
statt. Es richtete sich an die Arbeitnehmervertreten-
den sowohl des Landesausschusses als auch der
Berufsbildungsausschüsse der zuständigen Stellen der
Bundesländer Sachsen-Anhalt und Thüringen, insbe-
sondere der Industrie- und Handelskammern und der
Handwerkskammern.

Die zentrale DGB-Arbeitstagung für Berufsbildungs-
ausschussmitglieder fand im September 2002 in Mag-
deburg statt. Der DGB Sachsen-Anhalt beteiligte sich
an der Vorbereitung und Durchführung dieser Bun-
destagung. Darüber hinaus unterstützte der DGB die
Arbeit in den regionalen Berufsbildungsausschüssen
mit fachlichen Stellungnahmen, Materialerarbeitung
und Beratung.

Weitere Arbeitsfelder 2002 waren die Mitarbeit im
„Berufsbildungspolitischen Ausschuss“ des DGB-Bun-
desvorstands, die Mitarbeit in verschiedenen gewerk-
schaftlichen Arbeitskreisen „Berufliche Bildung“, die
Mitarbeit am Projekt „Nachwuchsfachkräftepool“ des
Zentrums für Sozialforschungen Halle sowie die Vor-
bereitung und Leitung des gewerkschaftlichen Gemein-
schaftsstandes auf der Bildungsmesse „Perspektiven
2002“ im Oktober in Magdeburg.



Niedersachsen

Hochschul- und Forschungspolitischer Arbeitskreis
(HoPoAK)

Inhaltlich stand auch in diesem Jahr die Novelle zum
Niedersächsischen Hochschulgesetz im Mittelpunkt
der Arbeit des HoPoAK. Die Gewerkschaften mussten
sich insbesondere mit der Überführung von einigen
niedersächsischen Hochschulen in die Trägerschaft
von Stiftungen beschäftigen. Nachdem im Rahmen
einer Vereinbarung zwischen ver.di, der Niedersäch-
sischen Landesregierung und dem Marburger Bund
die Rechte der Beschäftigten gesichert werden konn-
ten, hat der DGB im November zu den Verordnungs-
entwürfen Stellung genommen.

Daneben hat der HoPoAK das Thema „Studierenden-
milieus“ anhand eines unter Leitung von Michael
Vester an der Universität Hannover durchgeführten
Projekts diskutiert. Hierbei ging es insbesondere auch
um die konkreten Auswirkungen dieser Studien auf
die Bildungs- und Hochschulpolitik des Landes. Am 5.
Juni 2002 führte der DGB gemeinsam mit dem Wis-
senschaftsforum der Sozialdemokratie und der Koope-
rationsstelle Göttingen den Hochschultag unter
dem Thema „Bildung ist Zukunft“ durch.

Der Bereich Hochschul- und Forschungs-
politik stand bis Ende April 2002 unter 
der Leitung von Ulf Birch, der seit dem 
1. Mai 2002 beim ver.di Landesbezirk
tätig ist. Nach seinem Ausscheiden 
konnte die hochschulpolitische Arbeit 
im DGB an das Erreichte anknüpfen. 
Der Hochschul- und Forschungspoli-
tische Arbeitskreis wird wie bisher von
Michael Vester und Christoph Kusche 
geleitet.

Kooperation zwischen Hochschulen und Gewerk-
schaften

Das Netzwerk der niedersächsischen Kooperations-
stellen hat am 19. Juni 2002 eine gemeinsame Tagung
unter dem Titel „Arbeitsgestaltung als Zukunftsauf-
gabe“ in Göttingen durchgeführt.
In den niedersächsischen Kooperationsstellen hat es
im Jahr 2002 teilweise große Umbrüche gegeben, die
die Abteilung Hochschulpolitik auch verstärkt gefor-
dert hatte. 

Auf tragische Weise ist Anfang des Jahres die Leiterin
der Kooperationsstelle in Hannover, Andrea Rudel,
verstorben. In der Zeit der Vakanz war der DGB-Bezirk
intensiver in die Arbeit der Kooperationsstelle einge-
bunden. Am 1. Januar 2003 hat Klaus Pape die Lei-
tung der Kooperationsstelle übernommen. Darüber
hinaus hat Birgit Quentmeier im September 2002 die
Kooperationsstelle Braunschweig verlassen. Die Nach-
folge in der Leitung dort übernimmt Claudia Schüne-
mann. Ihr zur Seite steht ab Januar 2003 Ines Biethan.

18 Schwerpunkte • Hochschule und Forschung

Hochschule und Forschung



19Schwerpunkte • Hochschule und Forschung

Bremen

Hochschulgesetz und Stellungnahmen

Im Jahre 2002 lag ein Schwerpunkt auf der Erarbeitung
einer Stellungnahme des DGB zur Novellierung des
Bremer Hochschulgesetzes. Darüber hinaus hat der
DGB mit diversen Stellungnahmen und Aktivitäten Ein-
fluss auf den Hochschulgesamtplan (Erhalt der Arbeits-
wissenschaften, Erhalt des Arbeitsrechts) genommen.

Hochschulinformationsbüro (HIB)

Im Januar konnte durch eine Kooperation mit der
Hochschule Bremen ein Präsentations- und Kommuni-
kationsseminar im Westend stattfinden, das Mitarbei-
terinnen des HIB leiteten. Dank einer zusätzlichen
Finanzierung der GEW aus Frankfurt/Main werden wir
im September/Oktober und November 2003 drei Se-
minare anbieten können, für die bereits jetzt Anmel-
dungen vorliegen.

Das Interesse der Studierenden an gewerkschaftlichen
Zusammenhängen ist groß und ein Informationsbedarf
ausdrücklich zu erkennen. Die vorrangig prekären
Arbeitsverhältnisse bewirken ein verstärktes Bedürfnis
nach Information, das von keiner anderen Stelle als vom
gewerkschaftlich ausgerichteten HIB gesättigt wird.

Sachsen-Anhalt

Die Arbeit für Studierende und die Hochschul-
politik

Der DGB Sachsen-Anhalt arbeitet seit Jahren sehr eng
mit den Hochschuleinrichtungen des Landes zusam-
men. Besonders hervorzuheben sind die Kooperatio-
nen mit der Martin-Luther-Universität Halle, der Otto-
von-Guericke-Universität Magdeburg und der Hoch-
schule Magdeburg-Stendal. 2002 wurde diese Arbeit
fortgesetzt. Dabei ging es insbesondere um die Zu-
sammenarbeit mit den Hans-Böckler-Stipendiatengrup-
pen, um die Unterstützung der Studierendenräte, um
gemeinsame Projekte und Veranstaltungen, um die
Funktion von DGB und GEW als Träger des Hochschul-
informationsbüros (HIB) an beiden Hochschulstand-
orten in Magdeburg, um die Verankerung der Fach-
hochschule (FH) Magdeburg-Stendal in Projekte der
DGB-Jugend, um einen Gemeinsamen Teamerinnen-
und Teamerarbeitskreis DGB-Jugend/FH Magdeburg-
Stendal wie auch um die Arbeit der Kooperationsstelle
DGB – Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg.

Kooperationsstelle

Die Kooperationsstelle an der Martin-Luther-Universi-
tät Halle-Wittenberg setzt sich seit 1994 für die Unter-
stützung und Entwicklung von Kooperationsbeziehun-
gen zwischen Studierenden, Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern und ihren Gewerkschaften in der Region
Halle ein. Im November 2000 wurde der „Verein zur
Förderung der Kooperation von Wissenschaft und
Arbeitswelt in Sachsen-Anhalt e.V.“ gegründet. Der
DGB Sachsen-Anhalt unterstützt das aktuelle Projekt
der Kooperationsstelle „Wissenstransfer – Studierende
in regionalen Unternehmen“. Hierbei werden Praktika
in klein- und mittelständischen Unternehmen ausge-
wählter Branchen vermittelt und die Praktikantinnen
und Praktikanten während des Praktikums unterstüt-
zend begleitet.
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Der DGB-Bundeskongress hat im Mai 2002 einen An-
trag der Gewerkschaften zur Gesundheitspolitik ver-
abschiedet. Ihm folgte eine Kampagne des DGB, die
auch 2003 fortgeführt wird. Auch der DGB-Bezirk Nie-
dersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt hat sich der
Unterschriftenaktion „Gute Besserung“ angeschlossen,
mit der die Bundesgesundheitsministerin Ulla Schmidt
konfrontiert worden ist. Die DGB-Regionen in Nieder-
sachsen, Bremen und Sachsen-Anhalt haben zahlreiche
gesundheitspolitische Veranstaltungen durchgeführt.

Niedersachsen

Reformbedürftiges Sozialsystem

Das Vertrauen auch der niedersächsischen Bürgerinnen
und Bürger in die Aussagen der politischen Macher
über die Zukunft der sozialen Sicherungssysteme sinkt
ebenso stetig wie die Halbwertzeit der Neuregelungen
zur Rettung eben dieser Systeme. Als gutes Beispiel
gilt die Rentenreform, die erst im vergangenen Jahr
die parlamentarischen Hürden nahm. Die als Preis für
die Abkehr von der paritätischen Beitragsfinanzierung
versprochene Beitragssatzstabilität kann nicht gehal-
ten werden. Schon werden Horrorszenarien wie etwa
eine weitere Anhebung der Altersgrenze entworfen.
Die von den DGB-Gewerkschaften benannten Mitglie-
der der Vertreterversammlungen der Rentenversiche-
rungsträger in Niedersachsen und Bremen trafen sich
im Oktober zu ihrer jährlichen „Gemeinsamen Vorbe-
sprechung“ in Hannover. Die Versichertenältesten der
Arbeiterrentenversicherung und der Bundesversiche-
rungsanstalt für Angestellte (BfA) trafen sich zu einer
Tagung am 21. November 2002. Ruth Palik und Mar-
tina Perreng vom DGB-Bundesvorstand informierten
auf beiden Veranstaltungen über das Urteil des Bun-
desverfassungsgerichtes zur Rentenbesteuerung vom
6. März 2002 und über die betriebliche sowie tarifli-
che Altersvorsorge.

DGB berät zur Rentenreform

Der gewerkschaftliche Einsatz für günstige Rahmen-
bedingungen bei der Altersversorgung hat zumindest
in Teilbereichen eine Abfederung der zusätzlichen Be-
lastung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
durch die notwendige private Vorsorge bewirken kön-
nen. Die Berufstätigen sind aber angesichts der Aus-
wirkungen der Rentenreform weiterhin verunsichert.
Der Beratungsbedarf unserer Kolleginnen und Kolle-
gen ist hoch. Das zeigte sich in einer Vielzahl von
Veranstaltungen auf regionaler und überregionaler
Ebene. Dabei vermittelten wir unsere gewerkschaft-
lichen Positionen und Orientierungshilfen bei der Be-
wertung von Angeboten der Versicherungswirtschaft.

Gemeinsame LVA Braunschweig – Hannover

Der Niedersächsische Landtag verabschiedete 2002
ein Gesetz über die Errichtung einer gemeinsamen
Landesversicherungsanstalt (LVA) Braunschweig – Han-
nover. Mit der Festlegung der regionalen Zuständig-
keiten beendete er vorerst zugleich die jahrelangen
Debatten über eine Organisationsreform der Renten-
versicherungsträger in Niedersachsen und Bremen.
Zuvor hatten die Selbstverwaltungsorgane der Landes-
versicherungsanstalten Hannover und Braunschweig
mit beiden Geschäftsführungen die Weichen gestellt.
Es bleibt zu hoffen, dass die jetzt gefundene Lösung
den eigenständigen Fortbestand der Landesversiche-
rungsanstalten in Niedersachsen und Bremen sichert.
Dies ist besonders im Rahmen der anstehenden bun-
desweiten Organisationsreform erstrebenswert.

Krankenversicherung

Wie andere Versicherungszweige ist auch die gesetzli-
che Krankenversicherung von Beitragseinbußen und
Kostensteigerungen betroffen. Der gesetzliche Rah-
men für eine wirksame Kostenbegrenzung wird, so-
fern er überhaupt schon vorhanden ist, erst in Zukunft
greifen. Daher standen 2002 und 2003 bei nahezu
allen gesetzlichen Krankenkassen in Niedersachsen
höhere Beiträge auf der Tagesordnung.

Sozials und Recht
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Gewerkschaftliche Forderungen nach mehr Prävention,
nach qualitativ besserer medizinischer Versorgung,
nach Abbau von Unter-, Über- und Fehlversorgung
und nach angemessenen Arbeitsbedingungen der
Beschäftigten im Gesundheitswesen wurden auf vie-
len gut besuchten Diskussionsveranstaltungen erho-
ben. Die Zustimmung in der breiten Öffentlichkeit
war groß.

Besser mit Betriebsrat

Bei den Betriebsratswahlen 2002 musste sich erstmals
das reformierte Betriebsverfassungsgesetz bewähren.
Im Rahmen der bundesweiten DGB-Kampagne „Besser
mit Betriebsrat“ veranstalteten wir ein öffentliches
Gesprächsforum in der Heimvolkshochschule Hustedt.
Prof. Dr. Ulrike Wendeling–Schröder von der Univer-
sität Hannover referierte über „Arbeitsrecht in Betrie-
ben ohne Betriebsrat“. Helga Nielebock (DGB-Bundes-
vorstand), Rechtsanwältin Inge Horstkötter (Bremen),
Rechtsanwalt Wolfgang Trittin (Frankfurt/Main) und
Dr. Heinrich Kiel (LAG Niedersachsen) diskutierten en-
gagiert und zum Teil kontrovers über „Neue Chancen
für Betriebsräte.“ Parallel dazu versammelten sich
ehrenamtliche Landesarbeitsrichterinnen und -richter
zu einem zweitägigen Workshop.

Ehrenamtliche Richterinnen und Richter

Schwerpunktthema des Ende September 2002 neu
begonnenen Zyklus‘ von Schulungen für unsere ehren-
amtlichen Arbeitsrichterinnen und -richter ist „Der
Anspruch auf Teilzeit“. Die Kolleginnen und Kollegen
aus der Sozialgerichtsbarkeit setzen sich unter ande-
rem mit der Minderung der Erwerbsfähigkeit in der
gesetzlichen Unfallversicherung bei Krebserkrankun-
gen und ausgewählter Rechtsprechung zum Renten-,
Schwerbehinderten- und Arbeitsförderungsrecht aus-
einander.

Keine Kürzungen im Öffentlichen Dienst!

Die Sparbemühungen der öffentlichen Haushalte sind
angesichts der allseits beschworenen leeren Kassen
noch angestrengter geworden. Den Forderungen der
Beschäftigten nach angemessener Vergütung werden
abenteuerliche Kürzungsvorhaben entgegengehalten.
Die Umsetzung geltender Vereinbarungen, die finan-
zielle Auswirkungen beinhalten, zum Beispiel im Rah-
men der Dienstrechtsreform, wird verzögert bezie-
hungsweise nicht eingehalten.

Bedauerlicherweise stand bei dieser Thematik auch
der damalige niedersächsische Ministerpräsident Sig-
mar Gabriel in der vordersten Reihe mit seiner Idee,
für den Fall einer Besoldungs-Null-Runde auf Stellen-
kürzungen verzichten zu wollen, wie auch seiner An-
sicht, die Schaffung einer Öffnungsklausel im Besol-
dungsrecht zu befürworten. Der DGB unterstützt die
Forderungen der Gewerkschaften des Öffentlichen
Dienstes, die anlässlich der Innenministerkonferenz im
Dezember 2002 in Bremen zu einer Protestkundge-
bung am Nikolaustag aufriefen.
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Bremen

Gesundheitspolitisch informiert

Der Bremer DGB entwickelte mit ver.di eine Kampagne
zur Gesundheitsreform. Die Umsetzung litt allerdings
unter dem geringen Interesse der Mitglieder.

Außerdem veranstalteten wir am 5. Dezember 2002
eine Informationsveranstaltung für die DGB-Vertrete-
rinnen und -Vertreter in den Verwaltungsausschüssen
der gesetzlichen Krankenkassen. Kerstin Kreuger vom
DGB-Bundesvorstand referierte über die Pläne der
Bundesregierung zur Gesundheitsreform und deren
Auswirkungen auf die Krankenkassen und das Ge-
sundheitswesen.

Ehrenamtliche Richterinnen und Richter

Seit diesem Jahr führt der DGB Bremen Schulungen
für ehrenamtliche Richterinnen und Richter durch. Bis-
her haben zwei Seminare statt gefunden. Die Reso-
nanz darauf war so groß, dass für das Frühjahr 2003
ein drittes Seminar geplant ist. Ab 2003 plant der
DGB Bremen ein Forum zu etablieren. Drei bis vier
Mal im Jahr sollen bei Abendveranstaltungen aktuelle
Themen der Gerichtsbarkeit behandelt werden. Auf
diese Weise sollen unsere ehrenamtlichen Richterin-
nen und Richter mehr Informationen über die aktuelle
Rechtsprechung erhalten.

Bremer Beamtenpolitik

In der Beamtenpolitik ist der DGB vorwiegend in Ko-
operation mit ver.di aktiv. Diese  Zusammenarbeit und
Arbeitsteilung hat sich bewährt. Nichtsdestotrotz be-
ziehen wir auch alle anderen Mitgliedsgewerkschaften
ein. Im Jahr 2002 haben wir die folgenden Themen
behandelt:

D Gesetz zur Änderung des Juristenausbildungs und
–prüfungsgesetzes.

D Änderung des Bremischen Besoldungsgesetzes.

D Änderungen zur Laufbahnverordnung.

D Neufassung der Ausbildungs- und Prüfungsverord-
nung für den gehobenen Polizeidienst.

D Verordnung über die Gewährung von Altersteilzeit.

D Das Gesetz zur Änderung arbeitszeitrechtlicher
Vorschriften für Lehrerinnen und Lehrer.



Sachsen-Anhalt

Bündnis für Kinder- und Jugendfreundlichkeit

Mit dem Hinweis auf die Sanierung des Landeshaus-
haltes 2003 hat die Landesregierung Sachsen-Anhalt
das Kinderbetreuungsgesetz geändert. Danach soll
der allgemeine Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz
abgeschafft werden. Lediglich im Notfall eines beson-
deren Betreuungsbedarfes besteht ein solcher An-
spruch fort. Außerdem wurde der Betreuungsschlüssel
verschlechtert. Statt ausgebildeten Kindergärtnerinnen
werden in Kindertagesstätten nun Sozialassistentinnen
und -assistenten eingesetzt.

Gegen diese Verschlechterungen hat sich das „Bünd-
nis für ein kinder- und jugendfreundliches Sachsen-
Anhalt“ gegründet, dem neben dem DGB und den
Gewerkschaften ver.di und GEW auch SPD, PDS, Grüne,
AWO und die Volksinitiative „Für die Zukunft unserer
Kinder“ angehören. Das Jahr 2002 ging mit mehreren
regionalen Veranstaltungen und einer zentralen Pro-
testaktion des Bündnisses zu Ende.

Personalrätekonferenz

Mit dem Argument der Haushaltssanierung ist die
Landesregierung zum Generalangriff auf die Daseins-
vorsorge übergegangen. Beamte sollen bei Auflösung 

von Behörden ohne Zustimmung der Personalvertre-
tungen in den Ruhestand versetzt werden können.
Das Personalvertretungsrecht wird geändert, so dass
Kündigungen erleichtert werden. Vor diesem Hinter-
grund trafen sich am 19. November 2002 der DGB
und die Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes in
Sachsen-Anhalt zu einer Personalrätekonferenz. Hier
wurden die diesbezüglichen gewerkschaftlichen Posi-
tionen definiert und mit Vertretern der Landtagsfrak-
tionen diskutiert. Unser Ziel bleibt ein modernes Per-
sonalvertretungsrecht. Unter Federführung von ver.di
wurde dafür ein eigener Entwurf erarbeitet. Dieser
soll über die Oppositionsparteien als Gesetzentwurf in
den Landtag eingebracht werden. 

Keine Kürzung bei Beamten

Vehement kritisiert auch der DGB Sachsen-Anhalt die
Öffnungsklausel bei der Beamtenbesoldung, wie sie
als Bundesratsinitiative von Sachsen-Anhalt unter-
stützt wird. Nach unserer Ansicht treten die Länder
damit in einen inakzeptablen Wettbewerb um die nie-
drigste Besoldung von Beamten. Die Qualität insbe-
sondere der Bereiche Sicherheit und Bildung, aber
auch der Investorenbetreuung wird darunter leiden.

Ehrenamtliche Richterinnen und Richter

Der Vorschlag des sachsen-anhaltinischen Justizminis-
teriums, die Kammer für Knappschaftsrecht aufzulö-
sen, stößt auf unsere Missbilligung. Der DGB hat sich
gemeinsam mit der IG BCE für den Erhalt der Kam-
mer eingesetzt, da für ehrenamtliche Richterinnen
und Richter gerade in diesem Bereich Spezialwissen
besonders wichtig ist. 

Der DGB hat am Anfang des Jahres zwei Wochen-
schulungen für ehrenamtliche Richterinnen und Rich-
ter im Arbeitsrecht durchgeführt. Dadurch erhielten
beinahe alle Interessierten die Möglichkeit, an einer
solchen Schulung teilzunehmen.
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Niedersachsen

Ihre Zielstellung für den Arbeits- und Gesundheits-
schutz haben DGB und Mitgliedsgewerkschaften in
Niedersachsen bereits im letzten Jahr gegenüber den
zuständigen Landesministerien (Umweltministerium
als Dienstaufsicht, Sozialministerium als Fachaufsicht)
im Beirat des Niedersächsischen Ministeriums für Arbeit
und Soziales (MFAS) erläutert.

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften engagier-
ten sich 2002 unter anderem für die Sicherstellung
einer organisatorischen und personellen Grundlage
der Gewerbeaufsicht.

Weiterer Schwerpunkt der Beiratsarbeit ist die zurzeit
noch laufende Auswertung von betrieblichen Arbeits-
schutzmanagementsystemen in Klein- und Mittelbe-
trieben. Der vom MFAS erarbeitete Fragebogen für
Niedersachsen, aber auch die tatsächliche Inanspruch-
nahme, Umsetzung und Begleitung durch die Gewer-
beaufsicht stehen derzeit auf dem Prüfstand. Eine
Ausweitung von Arbeitsschutzmanagementsystemen
auch im Bereich des Öffentlichen Dienstes ist zurzeit
nicht absehbar.

Ein anderes Hauptaugenmerk liegt auf Arbeitszeitkon-
trollen insbesondere im Gesundheitsbereich, zum Bei-
spiel in Krankenhäusern. Des Weiteren diskutierte der
Beirat den Grundsatz der prinzipiellen Gleichstellung
von betrieblichen und öffentlichen Arbeitgebern in
Bezug auf Überwachung und rechtliche Behandlung.
Zur erfolgreichen Umsetzung bedarf es eines ständi-
gen Kontaktes der zuständigen Behörden, aber auch
einer kritischen Begleitung durch die Gewerkschaften.

Das bereits im letzten Jahr von Gewerkschaften und
DGB geforderte Landesprogramm „Qualität der Arbeit
in Arbeits- und Gesundheitsschutz“ ist in ersten Schrit-
ten konzipiert worden. Die konkrete Ausgestaltung
und Umsetzung wird momentan vom Fachministerium
erarbeitet.

Bremen

Am 31. Januar 2002 veranstaltete der DGB Bremen in
Zusammenarbeit mit ARBEIT UND LEBEN Bremen e. V.
eine Arbeitsschutzkonferenz zum Thema „Beteiligungs-
orientierte Umsetzung des Arbeitsschutzes im Betrieb“.
Unter dem Motto „Hauptsache gesund?“ hatten Be-
triebs- und Personalräte Gelegenheit sich mit Exper-
tinnen und Experten darüber auszutauschen, wie der
betriebliche Arbeits- und Gesundheitsschutz in der
Praxis gestaltet werden kann.

Die achte Arbeitsschutzkonferenz führte der DGB
Bremen am 26. November 2002 durch, ebenfalls
zusammen mit ARBEIT UND LEBEN Bremen e. V. 

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer diskutierten, wel-
che Belastungen am Arbeitsplatz Schule auftreten und
wie sie durch Prävention vermindert werden können.

Grundsätzlich können DGB und Mitgliedsgewerkschaf-
ten ihr Engagement im Arbeits- und Gesundheitsschutz
noch verstärken. Wichtige Themen für die zukünftige
Arbeit sind psychische Belastungen durch Stress am
Arbeitsplatz und die damit verbundenen gesundheit-
lichen Auswirkungen sowie die Umsetzung von Strah-
lenschutz an besonders exponierten Arbeitsplätzen.
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Niedersachsen

EU-Strukturförderung

Das Land Niedersachsen hat im Jahr 2000 auf Landes-
ebene zwei Begleitausschüsse für die EU-Strukturfonds
(ESF/Ziel 3 und EFRE/Ziel 2) eingerichtet, an denen der
DGB beteiligt ist. Die große Bedeutung der Europäi-
schen Strukturpolitik für Niedersachsen wird deutlich,
wenn man sich vergegenwärtigt, dass in der laufen-
den Förderperiode von 2000 bis 2006 in Niedersach-
sen Mittel in Höhe von 1,6 Milliarden Euro aus beiden

Fonds zur Verfügung stehen. Der DGB hat sich in den
regionalen Begleitausschüssen sowie im Landesbegleit-
ausschuss vor allem dafür eingesetzt, dass die erheb-
lichen Fördermittel nicht wichtigen gewerkschaftlichen
Zielen entgegenwirken. Neben der weiteren Beteili-
gung an der Umsetzung der europäischen Struktur-
politik in Niedersachsen werden wir uns auch an der
Diskussion über die Zukunft der EU-Strukturfonds
nach Ende der laufenden Förderperiode beteiligen.
Insbesondere im Zuge der bevorstehenden EU-Erwei-
terung droht Niedersachsen ein dramatischer Einbruch
an europäischen Fördermitteln.

Europa
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Europapolitik in Niedersachen

Der DGB war wie in den Vorjahren im Vorstand des
Niedersächsischen Rates der Europäischen Bewegung
(NIREB) aktiv beteiligt. Durch die Vorstandsarbeit eben-
so wie auf verschiedenen Veranstaltungen konnten
wir auf diese Weise auch Gewerkschaftspositionen zur
Europapolitik vertreten. Leider waren unsere Bemü-
hungen zur Einbindung des DGB in die Landesvertre-
tung in Brüssel bislang nicht von Erfolg gekrönt. An-
lässlich der Anhörung des Ausschusses für Bundes-
und Europaangelegenheiten zum Verfassungskonvent
hat der DGB-Bezirk eine umfangreiche Stellungnahme
zum EU-Konvent aus Gewerkschaftssicht vorgelegt.

Grenzüberschreitende Kooperation

Der DGB-Bezirk beteiligt sich seit Gründung des Inter-
regionalen Gewerkschaftsrates Weser-Ems-Nord-Nie-
derlande (IGR WENN) an dieser grenzüberschreiten-
den deutsch-niederländischen Gewerkschaftskoope-
ration. Im Jahr 2002 lagen die Schwerpunkte der
WENN-Aktivitäten im Bereich der beruflichen Bildung,
dem Branchendialog sowie der Krisenberatung. 

Hierzu fanden im Jahr 2002 Fachtagungen sowie
regelmäßige Frauen- und Vorstandstreffen abwech-
selnd in Deutschland und den Niederlanden statt.
Darüber hinaus hat der IGR WENN mehrere Anträge
für Interreg-Projekte erarbeitet, die über die Ems-Dol-
lart-Region beantragt wurden. In der Europäischen
Arbeitsmarktberatung (EURES) ist mit der Kollegin
Elisabeth Popken erstmals eine niedersächsische Ge-
werkschafterin als EURES-Beraterin tätig. Am 8. Novem-
ber 2002 fand schließlich die WENN-Jahreskonferenz
in Delfzijl/Niederlande statt.

Sachsen-Anhalt

EU-Strukturförderung

Einen breiten Raum nahm 2002 in Sachsen-Anhalt die
DGB-Arbeit im regionalen Begleitausschuss zur Um-
setzung, Begleitung und Kontrolle der EU-Struktur-
fondsinterventionen ein. Im jetzigen Förderzeitraum
2000-2006 ist die Strukturfondsförderung mit einer
Neuordnung der Schwerpunktsetzung und Vorgehens-
weise verbunden. Dies bedeutet die Ausrichtung an
der Europäischen Beschäftigungsstrategie einerseits
und die Stärkung der Rolle der Wirtschafts- und Sozial-
partner andererseits. Dem DGB bietet dies erweiterte
Gestaltungschancen beispielsweise bei der Verbesse-
rung der Beschäftigungssituation in Betrieben und
Regionen oder der Einforderung sowie der Umsetzung
der Partnerschaft auf regionaler, Landes-, oder Projekt-
ebene. Allerdings bringt dies sowohl erhöhte Anfor-
derungen in Sachen Kompetenz als auch die Bindung
von Zeit- und Arbeitskapazitäten mit sich. So ist der
DGB nicht nur auf Landesebene im Begleitausschuss
tätig, sondern darüber hinaus auch in den sonstigen
von uns eingeforderten Begleitgremien wie dem Len-
kungsausschuss Evaluierung, den Beiräten zur Steue-
rung der Landesinitiativen ( REGIO, PAKTE, Urban 21,
Lokale, LIST) und den Gemeinschaftsinitiativen (bei-
spielsweise Urban, Leader Plus oder Innovative Maß-
nahmen).

Darüber hinaus übernahm der DGB Sachsen-Anhalt
auf EU-Ebene die Stellvertretung für den Kollegen des
DGB-Bundesvorstandes.
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Niedersachsen

Ausschuss für Umweltfragen (AfU)

Der AfU tagte in Niedersachsen unter Leitung von Prof.
Dr. Eberhard Schmidt im Jahr 2002 vier Mal und be-
fasste sich dabei unter anderem mit der vierten Regie-
rungskommission, der Verkehrspolitik, dem Thema
„Umwelt und Wirtschaft“ und der BSE-Problematik.

Darüber hinaus ist aus dem AfU das Projekt „Ökologi-
sche Modernisierung und Förderung der erneuerbaren
Energien in Niedersachsen“ hervorgegangen. Dieses
wurde mit Mitteln der Hans-Böckler-Stiftung und der
Niedersächsischen Umweltstiftung in der ersten Jahres-
hälfte 2002 von Dieter Behrendt bearbeitet. Die Finan-
zierung des Folgeprojekts „Berufliche Aus- und Wei-
terbildung für erneuerbare Energien in Niedersach-
sen“ wurde von der Niedersächsischen Umweltstiftung
ebenfalls genehmigt, so dass das Projekt noch 2002
beginnen konnte.

Umweltpolitische Stellungnahmen

Im Jahr 2002 hat der niedersächsische DGB Stellung-
nahmen zur „Verordnung zur Erklärung von Abwas-
seremissionen“, zum „Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen“ sowie zum „Gesetz zur Umsetzung
europarechtlicher Vorschriften zum Umweltschutz“
vorgelegt.

Vierte Regierungskommission Umwelt

Die niedersächsischen Gewerkschaften beteiligen sich
an allen Arbeitsgruppen der vierten Niedersächsischen
Regierungskommission „Umweltmanagement und
Kreislaufwirtschaft“. In regelmäßigen Abständen tra-
fen sich die gewerkschaftlichen Vertreter zum Infor-
mationsaustausch und zur Diskussion gewerkschaft-
licher Positionen. Diese Regierungskommission hat
Ende 2002 ihre Arbeit abgeschlossen. In welchem Um-
fang sich die Gewerkschaften auch an der geplanten
fünften Regierungskommission beteiligen werden, wird
innerhalb des AfU diskutiert.

Umwelt
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Besser mit Betriebsrat

Im Vorfeld der turnusgemäßen Betriebsratswahlen im
Mai 2002 machte der DGB in Niedersachsen, Bremen
und Sachsen-Anhalt im Rahmen einer bundesweiten
Kampagne mittels verstärkter Pressearbeit, Anzeigen
und Aktionen auf die Bedeutung von Betriebsräten
aufmerksam. Alle DGB-Regionen haben die Betriebs-
ratswahlen dazu genutzt, vor Betrieben aufzuklären
und Interessierte aus allen Branchen anzusprechen, um
neue Betriebsräte zu initiieren. Die Einbindung der
Ehrenamtlichen in vielfältige Aktionen vor Betrieben
hat zu einem beachtlichen Erfolg in der Mobilisierung
zur Betriebsratswahl, aber auch in der konkreten Wahl-
einleitung geführt. In der Region Niedersachsen-Mitte
wurde ein Mitarbeiter speziell für das Betriebsrats-
Projekt eingestellt, der zielgerichtet in der Dienstleis-
tungsbranche und darüber hinaus in kleineren und 
mittleren Handwerksbetrieben neue Betriebsräte initi-
iert hat. Das Ergebnis kann sich sehen lassen. Allein
in der Region Hannover sind sieben neue Betriebsräte
und darüber hinaus fast ebenso viele Wahlverfahren
eingeleitet worden. Die Betriebsratskampagne hat
deutlich gemacht, dass mit vielen neuen Ideen nicht
nur Mitglieder geworben, sondern auch Betriebsräte
gegründet werden können.

Aktiv zur Bundestagswahl

Mit einer Umfrage unter den Kandidierenden zur
Bundestagswahl hat sich der DGB-Bezirk im Sommer
aktiv in den Bundestagswahlkampf eingemischt. 205
Kandidierende von SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
FDP und PDS fragten wir nach ihrer Haltung zu den
Themen Bildung, Gleichstellung, Arbeitsmarkt, Steuern,
Gesundheit und Arbeitnehmerrechte.

Etwas mehr als die Hälfte der Befragten hat den Fra-
gebogen ausgefüllt zurückgeschickt. Bezogen auf die
Parteizugehörigkeit war die Lust zu antworten sehr
unterschiedlich. Während die Kandidierenden von
SPD und Bündnis 90/Die Grünen mit einem Rücklauf
von etwa 50 Prozent im Mittelfeld liegen, haben so-
gar 70 Prozent der PDS-Kandidierenden geantwortet.
Bei CDU und FDP reagierte lediglich ein Drittel der
Angeschriebenen.

Wichtigstes Ergebnis der Umfrage: Die Antworten
von PDS, Grünen und SPD stimmten weitgehend mit
DGB-Positionen überein. Bei CDU und FDP hingegen
kristallisierten sich ablehnende Haltungen gegenüber
gewerkschaftlichen Forderungen heraus.

Die Ergebnisse der Umfrage haben wir ausführlich im
Internet unter www.nsb.dgb.de veröffentlicht. Die DGB-
Regionen konnten sie außerdem als Diskussionsstoff
bei ihren zahlreichen Veranstaltungen mit den Bundes-
tags-Direktkandidierenden vor Ort nutzen.
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Öffentlichkeitsarbeit

Befürworten Sie ein Bundesrahmengesetz zur beruflichen Bildung,um

ungleiche Chancen in der Weiterbildung abzubauen?
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KandidatInnen zur Bundestagswahl – Umfrageergebnisse

Sind Sie für die Einführung einer Ausbildungsplatzabgabe?

Befürworten Sie einen Rechtsanspruch für Kinder bis zu 14 Jahren auf
einen qualitativ hochwertigen Ganztagsbetreuungsplatz bzw. auf einen
Platz in einer Ganztagsschule?

Sind Sie dafür, dass Unternehmen verpflichtet werden, freie Stellen 
zu melden?

Sind Sie dagegen, das Leistungsniveau der Arbeitslosenhilfe auf Sozialhilfe-
niveau abzusenken?

Sind Sie dafür, große Vermögen stärker zu besteuern?

Sind Sie dagegen, bei der Gesetzlichen Krankenversicherung in Zukunft
zwischen Grund- und Wahlleistungen zu trennen?

Sind Sie dafür, die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall zu erhalten?

Sind Sie dagegen, den Kündigungsschutz aufzuweichen?
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Für Veranstaltungen zur Bundestagswahl haben wir
mit kurzen Spots auch im Fahrgastfernsehen der Üstra-
Straßenbahnen und auf Großbildschirmen in den 
U-Bahnhöfen Hannovers geworben.

Gut 100.000 witzige und peppige Postkarten zu den
klassischen Gewerkschaftsthemen Arbeitnehmerrechte,
Arbeitsmarktpolitik, Gesundheitsreform und Gleich-
stellungspolitik waren kurz vor der Bundestagswahl in
Kneipen in Niedersachsen, Bremen und Sachsen-Anhalt
zu haben. Besonders auf Betriebsversammlungen oder
als Wahlaufruf der Regionen waren sie heiß begehrt.

Ehrenamtliche fortbilden

In Zusammenarbeit mit der Bildungseinrichtung ARBEIT
UND LEBEN Niedersachsen e. V. führte der DGB 2002
zum ersten Mal eine Schulung von Ehrenamtlichen
aus Orts- und Kreisverbänden zum Thema Presse- und
Öffentlichkeitsarbeit durch. Das Seminar leitete Tina
Kolbeck, Pressesprecherin des Bezirks, zusammen mit
Rainer Butenschön, einem Redakteur der hannover-
schen Neuen Presse. Die Teilnehmenden erhielten Tipps
zum Umgang mit Journalisten und lernten Grund-
kenntnisse des Journalistischen Schreibens kennen.
Aufgrund der positiven Resonanz wird das Seminar 
im kommenden Jahr erneut angeboten.

DGB-Filmpreis

2002 hat der DGB Niedersachsen – Bremen – Sachsen-
Anhalt im Rahmen des Internationalen Filmfestes in
Emden zum sechsten Mal seinen mit 5.000 Euro do-
tierten Preis für sozialkritische Filme vergeben. Die
deutsche Regisseurin Heike Schober empfing die Aus-
zeichnung für ihren engagierten Film “Platzangst“.
Der Preis wird vor allem durch die Gewerkschaften
ver.di, Erziehung und Wissenschaft (GEW) und IG Metall
Emden sowie von der Bildungsvereinigung ARBEIT
UND LEBEN Niedersachsen e. V. unterstützt.

Pressesprecherin

Seit dem 1. Juni 2002 ist die niedersächsische Presse-
stelle mit Tina Kolbeck neu besetzt.

Schwerpunkte • Öffentlichkeitsarbeit
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Öffentlichkeitsarbeit in Sachsen-Anhalt

Zu Beginn des Jahres 2002 lud ein Intro auf www.sachsen-anhalt.dgb.de dazu

ein, in den Reihen der Gewerkschaften Schutz vor Kälte jeglicher Art zu suchen.

Ein Bild, ein Wort, ein Logo – verkürzt, ironisch, „ostig“. 

Außergewöhnliche Zeiten – Außergewöhnliche Maß-
nahmen. Im aggressiven Landtags-Wahlkampf von
CDU und FDP wurde der DGB mit etlichen arbeitneh-
merfeindlichen Programmpunkten konfrontiert. Somit
standen wir in der Pflicht, die Bevölkerung über diese
aufzuklären. In den Szenekneipen von Dessau, Magde-
burg und Halle sowie bei gewerkschaftlichen Veran-
staltungen haben wir eine Postkarte mit dem Slogan
„Außergewöhnliche Zeiten – Außergewöhnliche Maß-
nahmen“ verteilt. Wir haben uns dabei an eine Boule-
vard-Zeitung, die wir handwerklich für sehr professio-
nell halten, angelehnt. Mit Erfolg – die Karten fanden
reißenden Absatz. Wir sagen „Danke, Bild!“.

Das politisch ungestüme Jahr 2002 hat Spuren hinter-
lassen. Im doppelten Sinne betroffen war Sachsen-
Anhalt durch die Vor- und Nachwehen der Wahlen zu
Land- und Bundestag, durch den bundesweiten Streik
der IG BAU, die Regierungsbildungen in Magdeburg
und Berlin, durch die Offenbarungen über den Zu-
stand der öffentlichen Kassen und die darauf folgen-
den politischen Reaktionen und Überreaktionen.

Diese Themen haben – den Medien sei Dank – nicht
nur die öffentliche Seelenlage verändert. Auch Verän-
derungen im Kaufverhalten, sinkende Investitionen
oder gar die steigenden Abwanderungszahlen lassen
sich darauf zurückführen. Der DGB und seine Mit-
gliedsgewerkschaften waren und sind in einem hohen
Maße herausgefordert. Der DGB in Sachsen-Anhalt
hat 2002 mehr Pressemitteilungen veröffentlicht und
mehr Pressegespräche angeboten als in den Vorjah-
ren. Trotzdem sind Gewerkschaften und DGB in Be-
zug auf die produzierenden Bereiche der Wirtschaft
nicht medienpräsenter als sonst gewesen. Das gilt
besonders für die Printmedien. Die Zeitungen leiden
unter der abmagernden Werbebranche und kränkeln,
wie andere Branchen auch, unter einer tiefen Krise.
Da ist es ein natürlicher Reflex, wenn Herausgeber
und Redaktionen die Nähe zu Unternehmerverbänden
und deren Lobbyisten in Politik und Parteien suchen,
um sich die verbliebenen Stücke im Werbekuchen zu
sichern. In solchen Zeiten wird in den gewerkschaft-
lichen Pressestellen ein hartes Brot gegessen.

Es bleibt dabei: Die „starken Waffen“ des DGB sind
noch immer die Pressemitteilungen. Aus den etwa 70
DGB-Pressemitteilungen des Jahres 2002 lässt sich
eine Chronik der politischen Diskussionen und Ereig-
nisse in Sachsen-Anhalt erstellen. Wer diese Chronik
nachlesen möchte, der findet sie auf unseren Inter-
netseiten www.sachsen-anhalt.dgb.de.



Frauen im Bezirk

Seit der Gründung des DGB-Bezirks Niedersachsen –
Bremen – Sachsen-Anhalt hat sich auch die Arbeit der
Gewerkschaftsfrauen geändert. Der Aktionsradius hat
sich erweitert. Dies ist für viele Frauen eine interes-
sante Erfahrung, weil die teilweise unterschiedlichen
Herangehensweisen von Ost- und Westfrauen nach
anfänglicher Skepsis als Gewinn und Bereicherung
beiderseits verstanden werden.

Bereits vor der Bezirksgründung im Dezember 2001
haben die beiden Landesfrauenausschüsse eine erste
gemeinsame Sitzung im Dezember 2001 in Braun-
schweig durchgeführt und die Schwerpunkte der zu-
künftigen Arbeit besprochen. Eine zweite gemeinsa-
me Sitzung fand im November 2002 statt.

An der ersten gemeinsamen Wintertagung in Springe
im Januar 2002 nahmen sowohl Frauen aus Sachsen-
Anhalt als auch aus Niedersachsen und Bremen teil.
Ende August 2002 fand unsere gemeinsame Sommer-
tagung in Sonneck statt. Hier diskutierten wir mit
Kolleginnen des Wirtschafts- und Sozialwissenschaft-
lichen Instituts der Hans-Böckler-Stiftung den Ersten
Berufs- und Einkommensbericht der Bundesregierung.
Auch die Kultur kam nicht zu kurz. Wir hatten Schrift-
stellerinnen eingeladen, die uns aus ihren Werken vor-
trugen. Anschließend entwickelten sich interessante
Diskussionen.

Die durch die Bezirksgründung veränderten Strukturen
machen es notwendig, dass neben den Landesfrauen-
ausschüssen und den Regionsfrauenausschüssen ein
Bezirksfrauenausschuss für Niedersachsen – Bremen –
Sachsen-Anhalt gebildet wird. Damit wären die DGB-
Bezirkskonferenzen auch adäquate satzungsgemäße
Gremien der DGB-Frauenarbeit. Das Jahr 2003 beginnt
mit der Bildung eines solchen Bezirksfrauenausschus-
ses. Am 24. 01. 03 erfolgte die Konstituierung des
Bezirksfrauenausschusses Niedersachsen – Bremen –
Sachsen-Anhalt in Hannover.

Die Kolleginnen Petra Bratzke und Helga Papendick-
Apel vertreten den DGB-Bezirk bisher im Bundesfrauen-
ausschuss des DGB mit einer Stimme. An der Mitglie-
derversammlung des Deutschen Frauenrates vom 8.
bis 10. November 2002 haben Petra Bratzke und Helga
Papendick-Apel als Delegierte für den DGB teilge-
nommen.

FrauenWinterTagung

Die achte FrauenWinterTagung des DGB in Koopera-
tion mit der Heimvolkshochschule Springe, die 2002
zum ersten Mal gemeinsam mit den Kolleginnen aus
Sachsen-Anhalt durchgeführt wurde, stand unter dem
Thema „Gedankenaustausch Frauen Ost – Frauen West,
ungleiche Schwestern?“.

Nach einer Lesung von Sabine Zurmühl aus ihrer Bio-
graphie über Maxi Wander folgten Workshops zu den
Themen „Freud und Leid im Frauenalltag“ und “Rhe-
torik und Selbstbehauptung ‚Jetzt rede ich‘....“.

Landesfrauenrat Niedersachsen, 
Landesfrauenrat Sachsen-Anhalt

Sowohl in Niedersachsen als auch in Sachsen-Anhalt
sind die DGB-Frauen auch weiterhin in den jeweiligen
Landesfrauenräten aktiv. Inhaltliche Schwerpunkte der
Arbeit waren dort im Jahr 2002 die Schaffung neuer
Impulse für die Durchsetzung von Fraueninteressen auf
den Landesebenen, die Frage der Kinderbetreuung,
Frauen und Arbeitsmarkt, die Stärkung hauswirtschaft-
licher Kompetenzen, sowie das Thema „Frauen und
Medien“.

Landesfrauenausschüsse

Der niedersächsische Landesfrauenausschuss hat sich
nach Gründung des Bezirks Niedersachsen – Bremen –
Sachsen-Anhalt neu konstituiert. Das Leitungsteam
besteht nunmehr aus der Vorsitzenden Sabine Schwarz
und den Stellvertreterinnen Karin Blümel und Siegrid
Preissig.
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Frauenpolitik
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Schwerpunkte der Arbeit des Landesfrauenausschusses
waren die Mitwirkung im Landesfrauenrat, die Gesund-
heitspolitik, die Mobilisierung für Gesundheit, hier ins-
besondere die Verbesserung von Qualität und Wirt-
schaftlichkeit im Gesundheitswesen, der Versuch, ein
Gleichstellungsgesetz für die Privatwirtschaft durchzu-
setzen sowie die gleichstellungspolitischen Anträge
zum DGB-Bundeskongress, insbesondere Antrag Nr.
24 zum Aktionsprogramm zur Gleichstellung. Er soll
im Jahr 2003 umgesetzt werden.

Der Landesfrauenausschuss Sachsen-Anhalt besteht
wie zuvor weiter. Vorsitzende ist Petra Bratzke, Stell-
vertreterin Christine Stoffl (ver.di). 

Arbeitsschwerpunkte sind die Wirtschafts- und Arbeits-
marktpolitik, das Gleichstellungsgesetz für die Privat-
wirtschaft, die regionalen Beschäftigungspakte im
Rahmen der Umsetzung der EU-Strukturfondsinterven-
tionen, die Durchführung des Girls‘ Day in Zusammen-
arbeit mit der DGB-Jugend und den ROSA-Koordi-
nierungsstellen, die Gesundheitspolitik sowie die Ver-
ankerung des Gender-Mainstreamings in der DGB-
Arbeit.

Beide Landesfrauenausschüsse haben gemeinsam zwei
abgestimmte Anträge in die Bezirkskonferenz Nieder-
sachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt eingebracht, die
angenommen worden sind: Die Forderung nach einem
Gleichstellungsgesetz für die private Wirtschaft und
die Aufnahme des Gender Mainstreaming in die Sat-
zung des DGB.

Gleichstellungsgesetz

Ein bundesweites Gleichstellungsgesetz für die Privat-
wirtschaft ist auch im Jahr 2002 nicht verabschiedet
worden. Da die zwischen den Spitzenverbänden der
deutschen Wirtschaft und der Bundesregierung abge-
schlossene Vereinbarung zur Förderung der Chancen-
gleichheit von Frauen und Männern in der Privatwirt-
schaft unserer Auffassung nach nicht ausreicht, wird
die Forderung nach einer gesetzlichen Regelung bis

zur endgültigen Verabschiedung einen Teil der weite-
ren Arbeit bestimmen.

Frauen in Niedersachsen

Kreisfrauenausschüsse/Regionsfrauenausschüsse

Die Arbeit der Regions- und Kreisfrauenausschüsse in
Niedersachsen sollte auch in diesem Jahr durch Bil-
dungsurlaubsangebote in der Heimvolkshochschule
Springe unterstützt werden.

Aktiv im „Bündnis für ein Leben mit Kindern“

Das im Oktober 2001 gegründete „Bündnis für ein
Leben mit Kindern“, bei dem der DGB Mitglied ist,
hat seine Arbeit im Jahr 2002 fortgesetzt. Hier wur-
den die Schwerpunkte „Vereinbarkeit von Familie und
Beruf“ sowie „Erziehung“ bearbeitet. Ziel war es unter
anderem, Betriebe ausfindig zu machen, die besonde-
re Angebote für Mütter und Väter anbieten. Die Aus-
wertung ist noch nicht abgeschlossen.

Zum Schwerpunkt Erziehung ist ein Ratgeber „Stark
durch Erziehung“ erarbeitet worden, der alle jungen
Eltern erreichen soll. Die Broschüre ist in zwei Ab-
schnitte unterteilt: Einen überregionalen Teil, den das
„Bündnis für ein Leben mit Kindern“ in Niedersach-
sen gestaltet hat und einen Regionalteil, in dem die
jeweilige Kommune ihre Angebote vorstellen kann.

Frauen in Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik

Dieser Arbeitskreis beschäftigte sich mit dem Bundes-
gremienbesetzungsgesetz und den Folgen des Job-
Aqtiv-Gesetzes für Frauen beziehungsweise mit den
Auswirkungen des Hartz-Konzeptes aus frauenpoliti-
scher Sicht.

ChancenGleich am Internationalen Frauentag

Anlässlich des Internationalen Frauentages fand eine
Veranstaltung der niedersächsischen DGB-Frauen zu-
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sammen mit den Frauen der Mitgliedsgewerkschaften
in Hannover unter dem Motto „ChancenGleich – und
alles ist anders“ statt. Im Foyer des Freizeitheims Vah-
renwald war eine Ausstellung zum Leben und Wirken
von Rosa Luxemburg zu sehen. Ursula Amberger be-
geisterte alle Anwesenden mit ihrem Soloprogramm
„(M)ein Stück Leben“. Mit einem lachenden und einem
weinenden Auge besang die gebürtige Berlinerin die
Beziehungen zwischen Mann und Frau. Aber auch mit
politischen Denkanstößen zog Ursula Amberger das
Publikum in ihren Bann.

Girls‘ Day

Aktionen in den Regionen anlässlich des am 25. April
2002 stattfindenden Girls‘ Day wurden durch die Mit-
glieder des niedersächsischen Landesfrauenausschusses
unterstützt.

Fahnen gegen Gewalt gegen Frauen

Die niedersächsischen DGB-Frauen haben sich an der
Fahnenaktion von Terre Des Femmes gegen Gewalt
gegen Frauen beteiligt. An den Gewerkschaftshäusern
wurden daher am 25. November 2002 die Fahnen ge-
hisst und Veranstaltungen durchgeführt.

Bremen

Seit 2001 trifft sich der Bremer Frauenausschuss wie-
der regelmäßig. Im Mittelpunkt standen in diesem Jahr
die Themen Arbeitszeitpolitik, Diskriminierung in Tarif-
verträgen und Schulungen für neue Betriebsrätinnen.
Zu allen Themen haben die Bremer Gewerkschafts-
frauen öffentliche Veranstaltungen durchgeführt. Als
Höhepunkt wurde am 18. November 2002 in Koope-
ration mit der Arbeitnehmerkammer Bremen erstma-
lig ein Empfang für Betriebs- und Personalrätinnen
und Frauenbeauftragte durchgeführt. Die Veranstal-
tung richtete sich vor allem an neu gewählte Interessen-
vertreterinnen. Sie erhielten Informationen über Insti-
tutionen und Organisationen, die für ihre Arbeit als
Betriebs- oder Personalrätin oder als Frauenbeauftragte
von Bedeutung sind. Der Bedarf an derart kompakten
Informationsveranstaltungen ist sehr hoch und wir
wollen ihn auch 2003 weiter erfüllen.

Die gewerkschaftliche Frauenarbeit in Bremen hat sich
verbessert und auch im politisch-gesellschaftlichen
Rahmen einen höheren Stellenwert erlangt. Etwas
schwieriger gestaltet sich die Arbeit in Bremerhaven
und Bremen-Nord. Hier finden nur vereinzelt Frauen-
veranstaltungen statt, beispielsweise zum Gender
Mainstreaming oder zum Internationalen Frauentag.
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Sachsen-Anhalt

Nachdem es bis zum Regierungswechsel eine eigen-
ständige „Leitstelle für Frauenpolitik“ in der Staats-
kanzlei und später im Ministerium für Arbeit und So-
ziales gegeben hatte, ist die Frauenpolitik in Sachsen-
Anhalt inzwischen nur noch im Ministerium für Gesund-
heit und Soziales angesiedelt. Bewährte Arbeitsstruk-
turen wurden „zerschlagen“. Das sehr gute Kinderbe-
treuungsgesetz in Sachsen-Anhalt steht zurzeit vor
einer Novellierung. Der Rechtsanspruch auf Kinder-
betreuung soll eingeschränkt werden.

Aktiv für mehr Chancengleichheit am
Arbeitsmarkt

Frauen tragen in Sachsen-Anhalt ein größeres Risiko
am Arbeitsmarkt als Männer. Ohne Arbeit und Erwerbs-
einkommen ist aber eine Teilhabe am gesellschaft-
lichen Leben, an Kultur, Bildung und Freizeit sehr
schwierig. Deshalb haben wir uns in unserer Arbeit
neben den „klassischen“ Frauenthemen insbesondere
mit den die Frauenbelange tangierenden Fragen der
Wirtschafts- und Struktur- beziehungsweise Arbeits-
marktpolitik beschäftigt. Mitwirkungs- und Mitbe-
stimmungsmöglichkeiten in diesen Politikfeldern wur-
den von uns offensiv genutzt, um auf Bundes-, vor
allem aber auf Landesebene Position zu beziehen. So
haben wir uns im Zusammenhang mit der Umsetzung
der EU-Strukturfonds für die Durchsetzung einer gleich-
stellungsorientierten Politik stark gemacht. Im „Len-
kungsausschuss Evaluierung“ haben wir versucht, Indi-
katoren zu definieren, die geeignet sind, dies signifi-
kant zu prüfen. Die Kollegin Petra Bratzke ist Mitglied
der Lenkungsgruppe des Kompetenzzentrums CHAD
(Chancengleichheit in der Arbeits- und Dienstleistungs-
gesellschaft).

Auch im Rahmen der Veranstaltungen zum Frauentag
am 8. März war das Thema Arbeitsmarkt Schwerpunkt.
Im vergangenen Jahr fanden in den Regionen an ver-
schiedenen Orten, auch an solchen ohne hauptamt-
lich besetztes DGB-Büro, um den 8. März über zwan-
zig Veranstaltungen statt.

Girls’ Day

Das Land Sachsen-Anhalt hatte ein Aktionsbündnis
Girls‘ Day 2002 ins Leben gerufen, an dem der DGB
federführend beteiligt war. Der Aufruf zu diesem Tag
erfolgte gemeinsam mit den drei in Sachsen-Anhalt
beteiligten Ministerien, den Kammern und Verbän-
den. Die Beteiligung der Gewerkschaftsjugend und
der Gewerkschaftsfrauen in den Regionen, vor allem
aber der ROSA-Projekte, die vor Ort mit den Betrie-
ben, Kammern und Verbänden Kontakt hielten und
viele Veranstaltungen sogar im Landesauftrag koordi-
nierten, machten den Girls‘ Day 2002 zu einem Erfolg.
Im bundesweiten Vergleich nahm Sachsen-Anhalt da-
bei einen vorderen Platz ein.

Frauen in der Wirtschaft

In Sachsen-Anhalt haben wir am 25. September 2002
gemeinsam mit dem Gender Institut Sachsen-Anhalt
und ARBEIT UND LEBEN Sachsen-Anhalt e.V./ROSA
eine Tagung zum Thema „Was ‚sucht‘ Frau in der
Wirtschaft?“ durchgeführt. Über 70 Frauen nahmen
daran teil. Derzeit wird eine Dokumentation der
Tagung vorbereitet.

Die sachsen-anhaltinischen DGB-Frauen beteiligten
sich außerdem am Aktionstag gegen Gewalt gegen
Frauen am 25. November 2002.



Die Gewerkschaftsjugend im Bezirk

Neue Strukturen

Nach der Gründung des Bezirks im Februar 2002 hat
sich der Bezirksjugendausschuss (BzJA) als das neue
Gremium der bezirklichen Gewerkschaftsjugend ge-
gründet. Neben einer Bestandsaufnahme der Aktivi-
täten und Strukturen in den ehemaligen Landesbezir-
ken standen im Mittelpunkt der Debatte des BzJA die
inhaltliche und organisatorische Profilierung der Ge-
werkschaftsjugend im Bezirk, die Klärung der konkre-
ten Arbeitsweise und die Ansprüche der jugendlichen
Mitglieder.

Neben dem Bezirksjugendausschuss führen die Lan-
desjugendausschüsse in Niedersachsen, Bremen und
Sachsen-Anhalt ihre Arbeit weiter, damit sie eine
Jugendverbandsarbeit und Jugendpolitik durchführen
können, die sich möglichst nah an den Interessen der
jugendlichen Mitglieder orientiert.

Die Berichterstattung über das Jahr 2002 wird ge-
trennt nach der Jugendarbeit der ehemaligen Landes-
bezirksstrukturen auf der einen Seite und der Jugend-
arbeit des neuen Bezirks auf der anderen Seite. Noch
ist die gemeinsame Arbeitsebene des neuen Bezirks
jung und an den ehemaligen Landesbezirksstrukturen
orientiert. Gleichwohl ergeben sich in einigen Punk-
ten auch Gemeinsamkeiten.

Bezirksweites Projekt: DGB-Jugend macht Schule

Seit Jahren wird innerhalb des DGB und der Gewerk-
schaften gefordert, dass die gewerkschaftliche Präsenz
an den Berufsschulen ver-
stärkt und qualitativ
verbessert werden
müsse. Einige
erfolgreiche
regionale Ini-
tiativen exis-
tieren bereits.
Ein Problem be-
steht jedoch in
der sehr zeitinten-
siven persönlichen 
Ansprache von Berufs-
schülerinnen und -schülern.

Mit dem Modellprojekt „DGB-Jugend macht Schule“,
das in mehreren Bezirken gleichzeitig gestartet wurde,
soll ein neuer Ansatz zur Ausrichtung der zukünftigen
Berufsschularbeit der DGB-Jugend erprobt werden.
Bei diesem Projekt sollen die Ansätze des Antirassis-
mus-Projektes „... für demokratie courage zeigen!“
vorbildhaft auf die allgemeine Berufsschularbeit über-
tragen werden. Kolleginnen und Kollegen des DGB
besuchen in dem Modellprojekt jeweils einen Tag lang
eine Berufsschule. In einigen Stichworten lässt sich
dieses Konzept wie folgt beschreiben:

D Die ehrenamtlichen Teamerinnen und Teamer sind
jung (Prinzip: Jugend für Jugend).

D Vor den Klassen beziehungsweise bei den Projekt-
schultagen werden moderne pädagogische Metho-
den angewendet (Erlebnisorientierung, Planspiele,
Vermeidung von Frontalunterricht).

D Durch regelmäßige Schulungen der Teamerinnen
und Teamer wird ein hoher Qualitätsstandard der
Berufsschularbeit gesichert.

D Neue Beteiligungsmöglichkeiten für ehrenamtliche
DGB-Mitglieder werden etabliert.
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D Die Beteiligung an dem Projekt und die Mitarbeit
als Teamerin oder Teamer stehen auch Interessier-
ten außerhalb der gewerkschaftlichen Jugendarbeit
offen.

Inhalte des Berufsschultags mit dem DGB sollen vor
allem die Möglichkeiten der demokratischen Mitbe-
stimmung, des politischen Engagements und der Ein-
mischung von Schülerinnen und Schülern in die Ge-
sellschaft sein.

Im Bezirk hat sich ein Arbeitskreis der Teamerinnen
und Teamer gebildet, der die Projektplanung beglei-
tet. Für die Teamerinnen und Teamer werden regel-
mäßige Treffen und zusätzliche Qualifizierungen an-
geboten.

Im Herbst 2002 wurde das Projekt durch die Kampagne
zur Jugend- und Auszubildendenvertretung und be-
zirksweite Aktionen vor den Berufsschulen unterstützt.
Somit waren wir vor Ort mit Kolleginnen und Kolle-
gen, Werbung sowie in den Klassen präsent.

Her mit dem schönen Leben!

Eine Woche vor der Bundestagswahl erlebte die Kam-
pagne „Her mit dem schönen Leben!“ am 14. Sep-
tember 2002 mit dem Aktionsfestival in Köln ihren
vorläufigen Höhepunkt. Neben den beteiligten Ge-
werkschaftsjugenden Junge NGG, IG BAU Jugend,
Transnet, IG Metall-Jugend und ver.di-Jugend hat sich
die DGB-Jugend aus dem gesamten Bezirk an verschie-
denen Aktionen beteiligt und für diese mobilisiert.
Insgesamt haben am 14. September 2002 in Köln

40.000 junge Leute demonstriert und ihre bundespo-
litischen Forderungen für die nächsten vier Jahre deut-
lich gemacht. Mehr Informationen zu diesem Thema
finden sich im Internet unter: www.hmdsl.de

Personalia

In diesem Jahr konnten wir unser Team von Jugend-
bildungsreferentinnen und -referenten in den Regio-
nen auf vielen Stellen neu besetzen. Somit sind wir
jetzt komplett und haben eine verbindliche Grundlage
unserer Jugendbildungsarbeit in den Regionen und
landesweiten Projekten.

Aufgrund der unterschiedlichen Ausgangsbedingun-
gen in den jeweiligen Regionen sind die Zugänge zur
Jugendbildungsarbeit sehr unterschiedlich. Sie reichen
von deren konkreter Basis-Aufbauarbeit bis hin zu
ihrer Konsolidierung.

Niedersachsen

„...für demokratie courage zeigen!“

Auch in 2002 haben wir in Niedersachsen gemeinsam
mit der Naturfreundejugend und der SJD – Die Falken
unser erfolgreiches verbandsübergreifendes Projekt
„...für demokratie courage zeigen!“ fortgesetzt. In
diesem Jahr haben wir finanzielle Unterstützung durch
das Förderprogramm der Bundesregierung ENTIMON
erhalten und konnten somit auf einer stabilen Grund-
lage handeln. Wir hoffen, dass diese Unterstützung die
Arbeit unseres Projekts auch zukünftig gewährleistet.

In verschiedenen Regionalgruppen und in einem lan-
desweiten Arbeitskreis der Teamerinnen und Teamer
haben wir an der Weiterentwicklung der methodischen
und inhaltlichen Konzeptionen der Projektschultage
gearbeitet. Über das bewährte Spektrum der Projekt-
schultage hinaus werden laufend zusätzliche Projekt-
tage zu weiteren Themenbereichen wie Globalisierung
oder Solidarität erarbeitet. Im Jahr 2002 haben wir
uns nicht nur an Schülerinnen und Schülern an Allge-
meinbildenden und Berufsbildenden Schulen sondern
auch an Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und
Auszubildendengruppen gewendet. In regelmäßigen
Abständen wurden Qualifizierungen für Teamerinnen
und Teamer sowie weitere Methodenschulungen
durchgeführt. Mehr Informationen zu diesem Thema
finden sich im Internet unter: www.courage-nieder-
sachsen.de.
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Austausch mit Weißrussland

Im Februar 2002 hatte die DGB-Jugend eine Gruppe
von jungen Gewerkschafterinnen und Gewerkschaf-
tern vom Bund der Freien Gewerkschaften aus Weiß-
russland zu Besuch. In einem intensiven Programm
haben wir verschiedene Aktivitäten der Gewerkschafts-
jugend vorgestellt, Einrichtungen besucht und uns
über die Situationen in den jeweiligen Ländern ausge-
tauscht. Insgesamt ist der Jugendaustausch positiv
bewertet worden und soll auch zukünftig fortgesetzt
werden. Der Austausch soll insbesondere stärker in
die Mitgliedsgewerkschaften hinein getragen werden,
um konkretere Ansatzpunkte zur Kooperation zu ge-
winnen und gezieltere gegenseitige Unterstützung 
leisten zu können.

Kontakt nach England

Im Juni 2002 haben wir in Bristol und London (Eng-
land) ein Kooperationsseminar mit dem Haus der
Gewerkschaftsjugend Oberursel durchgeführt. Unser
englischer Partner war der Trades Union Congress
(TUC) South West aus Bristol. Thema des Seminars
waren die ökonomischen und sozialen Bedingungen
speziell im Dienstleistungsbereich. Im Mai 2003 wird
es einen Rückbesuch des TUC in Deutschland geben.

Mädchen und Arbeit

Seit 2002 gibt es im DGB-Bezirk eine halbe Stelle im
landesweiten Projekt „Lebensweltbezogene Mädchen-
arbeit“, das bis Ende 2005 läuft. Monika Berger arbei-
tet als „Referentin für Mädchen und junge Frauen“
insbesondere im Themenschwerpunkt Berufsorientie-
rung, Ausbildung und Lebensplanung in der Region
Hannover.

Als erstes Kooperationsprojekt führte sie zwei Projekt-
wochen „Mädchenhandwerkstatt – Projektwochen
zur geschlechterdifferenzierten Berufsorientierung
und Lebensplanung“ an der Haupt- und Realschule
Gronau/Leine durch. Das Projekt wurde in Zusammen-
arbeit mit verschiedenen Kooperationspartnerinnen

und -partnern, insbesondere der Frauenbeauftragten
der Samtgemeinde Gronau entwickelt.

Berufswahl und Lebensplanung junger Frauen sind oft
geprägt durch geschlechtsspezifische Rollenerwartun-
gen beziehungsweise fehlende Rollenbilder, einem
nach Geschlecht getrennten Arbeitsmarkt (Frauen-
berufe, Männerberufe, neutrale Berufe), den „heim-
lichen Lehrplan“ an den Schulen, der Mädchen den
Zugang zu Naturwissenschaft und Technik erschwert,
und die von den Mädchen vorweggenommene Selbst-
beschränkung „Das kann ich sowieso nicht!“.

Die Projektwochen sollten daher den Mädchen die
Möglichkeit bieten, in traditionell männerdominierte
Handwerksberufe hinein zu schnuppern. Auf diese
Weise wird ihnen die Möglichkeit geboten, ihre tech-
nischen und handwerklichen Fähigkeiten zu erproben,
um so ihr Berufswahlspektrum zu erweitern. Für 2003
sind weitere Projekte mit Mädchen und jungen Frauen
geplant.

Mehr Informationen zu diesem Thema finden sich im
Internet unter: www.maedchenwelten.de

Bremen

Vielfältige Aktionen

Das Jugendplenum des DGB trifft sich in Bremen jeden
ersten und dritten Donnerstag im Monat. Im Plenum
werden politische Inhalte wie das „Hartz-Konzept“
diskutiert sowie Aktionen geplant. Die aktiven Jugend-

lichen besetzen Stellen und Ämter in verschiedenen
Gremien. So bekleiden sie Posten im Vorstand des
Bremer Jugendrings und einen Sitz im Rundfunkrat. In
Bremen werden bundesweite Aktionen von eigenen
begleitet. Beispielsweise haben wir die „Berufsschul-
aktion“ durchgeführt. Bei „Her mit dem schönen
Leben!“ in Köln hat sich Bremen auf einer Bühne 
präsentiert. 2002 haben wir uns mit einem LKW an
der Bremer „Vision Parade“ beteiligt. Aus der Sicht
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der Jugendlichen war dies eine werbewirksame und
erfolgreiche Aktion. Wie jedes Jahr verteilten wir auch
in diesem Jahr Fragebögen an über hundert Betriebe,
um den besten Ausbildungsplatz Bremens ausfindig
zu machen.

Ebenso fand auch 2002 der seit mehreren Jahren je-
weils am 6. Dezember durchgeführte bremenweite
Jugendstreiktag mit Unterstützung und Beteiligung
der DGB-Jugend statt. Auch dieses Jahr haben wir
uns mit einem Stand beteiligt und Postkarten verteilt.
Jedes Jahr findet mit dem zehnten Jahrgang einer
Schule das „AL10-Projekt“ statt, bei der der Bremer
DGB-Jugendbildungsreferent mehrere Unterrichtsein-
heiten zu Gewerkschaft und Jugend- und Auszubil-
dendenvertretungsarbeit durchführt. Dieses Projekt
wird im Unterrichtsfach Arbeitslehre umgesetzt.

Als einen Erfolg werten wir die Tatsache, dass sich die
vormals in Kooperation mit Schülerinnen und Schülern
geplanten und durchgeführten LAN-Parties inzwischen
zum Selbstläufer entwickelt haben. Mittlerweile wer-
den die Parties von den Jugendlichen eigenständig
organisiert und veranstaltet.

Jugendliche Bildungsarbeit

Die außerschulische Bildungsarbeit führt der Referen-
tInnenarbeitskreis Jugend durch. Wir treffen uns regel-
mäßig, um organisatorische und pädagogische Inhalte
zu diskutieren. Bremen stellt für die Durchführung von
Seminaren der außerschulischen Bildungsarbeit Haus-
haltsmittel zur Verfügung. Aufgrund der Sparmaßnah-
men fallen die Bildungsmittel jedoch immer geringer
aus. Durch die Kürzung von Festgeldern rückt die Ak-
quise von Projektmitteln immer mehr in den Mittel-
punkt. Diese sind dringend nötig, um Bildungsarbeit
finanzieren zu können.

Inhaltliche Schwerpunkte der Bildungsarbeit liegen
einerseits im präventiven Bereich wie Umgang mit
und Vermeidung von Gewalt und Drogen. Anderer-
seits werden auch verstärkt Praktikumsauswertungen
und Berufsorientierungsseminare angeboten.

Zwei weitere inhaltliche Schwerpunkte sind die Pro-
jektschultage „...für demokratie courage zeigen!“
und die Berufsschultage, die nach ersten Schulungen
von Teamerinnen und Teamern jetzt auch in Bremen
durchgeführt werden können.

Sachsen-Anhalt

Die Vorfeldarbeit

Im Rahmen der Arbeit mit Schülerinnen und Schülern
gestaltete die DGB-Jugend in Sachsen-Anhalt Veran-
staltungen zur Berufsorientierung. Weiterhin haben
wir gemeinsam mit dem TeamerInnenarbeitskreis Be-
ratungs- und Informationsseminare rund um Ausbil-
dung und Studium durchgeführt - zum Beispiel zum
Girls‘ Day, „Was nach der Schule?“, „Was nach dem
Abi?“.

Unterstützung, Hilfe und Dienstleistung für die
Gewerkschaften

Bei der Zusammenarbeit mit den Jugendverbänden
unserer Mitgliedsgewerkschaften ging es in diesem
Jahr um Unterstützung bei der Organisation bezie-
hungsweise der Durchführung von Veranstaltungen,
der Bereitstellung von Materialien, der Verwaltung
und Abrechnung der Finanzen für Sachsen-Anhalt
und der Unterstützung von Projekten.
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Aktiv gegen Rassismus

Im Mittelpunkt der antirassistischen Bildungsarbeit
stand die Auseinandersetzung mit demokratischen
Entscheidungsprozessen, mit rassistischen und diskri-
minierenden Strukturen und Mechanismen in der Ge-
sellschaft. Wir führten zum Beispiel Argumentations-
trainings gegen rechte Stammtischparolen, Betzavta-
Seminare und „Blue eyed“-Übungen durch.

Gruppen leiten lernen

Seit diesem Jahr bietet die DGB-Jugend die Möglich-
keit die Jugendgruppenleitercard (JuLeiCa) zu erwer-
ben. 15 Jugendliche haben bereits den ersten Durch-
gang des fünfteiligen Kursus‘ absolviert. Dort wird
Wissen unter anderem zu gruppendynamischen Pro-
zessen, Konzeptentwicklung und -finanzierung und
Recht für Jugendgruppenleiterinnen und -leiter ver-
mittelt.

„Her mit dem schönen Leben!“

Die DGB-Jugend Sachsen-Anhalt organisierte gemein-
sam mit den anderen neuen Bundesländern eine Ost-
Stafette im Rahmen des Aktionsfestivals „Her mit
dem schönen Leben!“ Wegen des Hochwassers im
Spätsommer konnten wir diese Stafette nur in kleine-
rem Rahmen durchführen, so dass sie nicht die ge-
wünschte öffentliche Aufmerksamkeit erzielte.

Kooperation mit Vereinen, Initiativen und
Projekten

Das Projekt für Toleranz und Demokratie (PTD) führt
antirassistische Projekttage zur Toleranz und Demo-
kratieerziehung in Schulen durch. Im September ver-
anstaltete das Projekt seinen 100. Tag. Die Nachfrage
von Schulen nimmt stetig zu. Für ihre vorbildliche
Arbeit und ihr Engagement sind die Mitarbeiter des
PTD ausgezeichnet worden.

Das neue Projekt „Wider das Vergessen“ führen wir
zusammen mit dem Ortsverein Halle/Nord der Arbei-
terwohlfahrt (AWO) durch. Ziel des Projektes ist es,
die Verbrechen der NS-Herrschaft in Halle aufzuspü-
ren und den Bürgerinnen und Bürgern sowie Schüle-

rinnen und Schülern in Halle zugänglich zu machen.
Es werden lokalhistorische Forschungspropjekte zu
Orten und Opfern, Aktivitäten und Gegenbewegungen
in der Zeit des Nationalsozialismus im eigenen Sozial-
raum oder Stadtteil in Schulen, Jugendeinrichtungen
und Jugendverbänden gestaltet.

Unter anderem arbeiten wir zusammen mit der Wabe
e.V., dem Allgemeinen Jugendzentrum Dessau, der
Fachhochschule Magdeburg-Stendal, der Alge e.V.,
dem fjp media, dem Schülerinnen- und Schülerrat
Sachsen-Anhalt und Studierendenräten an Hochschu-
len und Universitäten.

Protest gegen Kürzungen

Auf Grund der von der derzeitigen Landesregierung
geplanten massiven Veränderungen und Geldeinspa-
rungen in der Kinder- und Jugendarbeit sieht sich die
DGB-Jugend gezwungen sich gegen dieses Vorgehen
zu positionieren. Zusammen mit den anderen 26 Mit-
gliedsverbänden des Kinder- und Jugendrings (KJR)
und anderen von diesen Sparmaßnahmen Betroffenen
haben wir inzwischen drei Demonstrationen geplant
und durchgeführt, um deutlich zu machen, dass wir
nicht bereit sind, diese Politik mitzutragen. Demnächst
wird auf Betreiben der KJR-Mitglieder die Volksinitia-
tive „Ausbau statt Abbau – Jugend braucht Zukunft“
gestartet, um dies zu unterstreichen.

Aktiv zur Wahl

Im Vorfeld der Landtags- und Bundestagswahlen haben
wir politische Jugendstammtische mit Repräsentantin-
nen und Repräsentanten  der im Landtag und im Bun-
destag vertretenen demokratischen Parteien durchge-
führt. Eine wichtige aktuelle Veranstaltung organisier-
ten wir zum Rechtspopulismus der Schill-Partei, die zu
den Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt antrat.

Qualität entwickeln

Schon im letzten Jahr begonnen ist das Modellprojekt
zur Qualitätsentwicklung in seine heiße Phase einge-
treten. Nach einer Analyse unserer Stärken und Schwä-
chen und der Erarbeitung eines Leitbildes für die DGB-
Jugend Sachsen-Anhalt entstand im Laufe des Jahres
eine Leistungsvereinbarung mit dem Landesjugendamt.
Diese Vereinbarung enthält unter anderem die Ange-
botsstruktur mit Kurzbeschreibung der einzelnen An-
gebote, benötigte und vorhandene Ressourcen und
Beschreibungen zu verwendeten pädagogischen und
organisatorischen Verfahren. Auf Basis dieser Verein-
barung soll am Ende des Jahres ein Vertrag mit dem
Land Sachsen-Anhalt geschlossen werden, der die
Finanzierung der Jugendbildungsarbeit für die näch-
sten drei Jahre sichert.



Am 2. November 2002 veranstaltete der DGB-Bezirk
in Hannover gemeinsam mit der Bildungsvereinigung
ARBEIT UND LEBEN e.V. eine Tagung zum Thema
„Rechtspopulismus in Europa“. Hochkarätige Referen-
ten beleuchteten das Thema aus unterschiedlichen
Blickrichtungen. Professor Hajo Funke von der Freien
Universität Berlin gab in seinem Eingangsreferat einen
Überblick über das Phänomen des Rechtspopulismus
in verschiedenen europäischen Ländern. Bernhard
Schmid, Journalist aus Paris, Harm Brouwer, nieder-
ländischer Gewerkschafter, und Dr. Holger Politt von
der Rosa-Luxemburg-Stiftung in Berlin berichteten
über Entwicklungen in Frankreich, den Niederlanden
und Polen. Die Veranstaltung machte deutlich, dass
das Thema Rechtspopulismus unsere Gesellschaft auch
in Zukunft weiter beschäftigen wird. 

Gewerkschafter werden wachsam sein müssen, wenn
politische Positionen von Rechtspopulisten in die der
etablierten Parteilandschaft übergehen, wie es im Fall
der FDP und Jürgen W. Möllemann geschehen ist.

Bündnis gegen Rechts

Der DGB Sachsen-Anhalt engagiert sich seit vielen Jah-
ren im „Bündnis gegen Rechts“. Auch 2002 musste
das Bündnis zu einer Demonstration gegen rechtsradi-
kale Aktivitäten mobilisieren. Außerdem hat es die
Aktionen des Vereins „Menschenkinder“ unterstützt.
Dabei hat der DGB insbesondere um eine hohe Betei-
ligung an den Wahlen zum Landtag geworben.

Nach der Landtagswahl haben FDP und CDU per Koa-
litionsvertrag die Förderung des Netzwerkes für Demo-
kratie und Weltoffenheit in Sachsen-Anhalt „Mitein-
ander e.V.“ einstellen wollen. Viele Gewerkschaften,
Vereine, Parteien und Personen haben sich mit Erfolg
gegen diese Quasi-Abschaffung des Vereins gewehrt.
Dem Vorstand des Vereins wurde nun statt eines För-
derungsstopps eine Projektförderung zugesagt.
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Niedersachsen

2002 tagte der Arbeitskreis für seniorenpolitische Be-
ratung des Bezirks Niedersachsen – Bremen zwei Mal.
Die Senioren widmeten sich vorwiegend der Frage,
wie nach der Strukturreform die Senioren-Arbeit im
DGB neu organisiert werden kann. Auf Bundesebene
soll sich zukünftig ein ehrenamtlicher Seniorenbeauf-
tragter der Belange der älteren Kolleginnen und Kol-
legen annehmen. Der Koordinierungskreis für Senio-
renarbeit der Gewerkschaften hat bereits die Arbeit
aufgenommen. Auch im Bezirk wird sich die Senioren-
arbeit neu organisieren müssen, nachdem sich die
Strukturen durch die Bildung von Regionen grundle-
gend geändert haben.

Im niedersächsischen Landesvorstand sind die DGB-
Senioren aus Niedersachsen und Bremen durch den
Arbeitskreis-Vorsitzenden Fred Habicht vertreten.

Im Sommer beschäftigten sich in Hannover kurz vor
der Bundestagswahl knapp dreißig DGB-Senioren wäh-
rend eines Tagesseminars kritisch mit dem Thema Ge-
sundheitspolitik. Heinz-Hermann Witte vom Nieder-
sächsischen Ministerium für Frauen, Arbeit und Sozia-
les, Klaus Altmann, Referent der Allgemeinen Orts-
krankenkasse Hannover, und Susanne Wiedemeyer
von der Abteilung Sozialpolitik, DGB-Bezirk Nieder-
sachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt, erörterten aus
verschiedenen Perspektiven die Frage, ob die gesund-
heitspolitischen Pläne der Parteien in die Zwei-Klassen-
Medizin führen.

Sachsen-Anhalt

Seit 2001 ist Rolf Herrmann aus Magdeburg Vorsitzen-
der des Seniorenarbeitskreises Sachsen-Anhalt, der
aus jeweils zwei Vertretern der einzelnen Regionen
besteht und sich alle zwei Monate trifft. Themen die-
ser Zusammenkünfte waren unter anderem die Pfle-
geversicherung, die Entwicklung der Seniorenarbeit
auf Bundesebene und die Rentenangleichung Ost an
West. Zum Thema Rentenangleichung hat sich eine
Arbeitsgruppe gebildet. Zur Abstimmung der Aktivi-
täten traf sich der Seniorenarbeitskreis mit Vertretern
der anderen neuen Bundesländer.

Die Länder übergreifenden Seniorenarbeitskreise
arbeiten gut zusammen.

Senioren



Niedersachsen

Zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den
gewerkschaftlichen Funktionären in den Handwerks-
kammern und den zuständigen DGB-Kreisen haben
wir im Bezirk zwei Veranstaltungen durchgeführt. The-
men waren unter anderem der Informationsaustausch
mit den Vizepräsidenten und den Berufsbildungsaus-
schüssen der Kammern, das Vergabe- und das Job-
Aqtiv-Gesetz, Vorbereitungen der nächsten Handwerks-
kammerwahlen, die Umsetzung des Hartz-Konzeptes,
ein internes Netzwerk für die Vertreterinnen und Ver-
treter der Vertrauensleute der Handwerkskammern
sowie Instrumente des Beschäftigungstransfers.

Die Zusammenarbeit mit den Vizepräsidenten der nie-
dersächsischen Handwerkskammern wurde auf unter-
schiedlichen Veranstaltungen verstärkt.

Bremen

Im vergangenen Jahr war die Arbeit im Handwerks-
bereich des DGB Bremen/Bremerhaven schwierig. Es
gab ständige Konflikte zwischen der Handwerkskam-
mer und unseren Mandatsträgern im Berufsbildungs-
ausschuss sowie in der Vollversammlung und im Kam-
mervorstand. Mehrfach musste von uns die Aufsichts-
behörde eingeschaltet werden.

Des Weiteren spitzt sich der Streit zwischen dem Hand-
werkskammerpräsidenten und unserem Vizepräsiden-
ten zu. Die Kammer wie auch sein Arbeitgeber behin-
dern und blockieren die Arbeit des Vizepräsidenten in
einem unerträglichen Maße, bis hin zu arbeitsrecht-
lichen Auseinandersetzungen. Der Konflikt ist bundes-
weit im Handwerksbereich bekannt und hat dazu ge-
führt, dass der Hauptgeschäftsführer des Deutschen
Handwerkskammertages sich in die „Bremer Probleme“
eingeschaltet hat; leider bisher ohne Erfolg. Langwie-
rige verwaltungsrechtliche Auseinandersetzungen ste-
hen nun an.

Sachsen-Anhalt

In den Handwerkskammern (HwK) Magdeburg und
Halle wurden 2001 die Vollversammlungen gewählt.
2002 stand daher die Schulung der Arbeitnehmerver-
tretenden im Vordergrund.

Die zuständige DGB-Region Sachsen-Anhalt/Süd und
der DGB-Landesverband organisierten die am 22. und
23. März 2002 stattfindende Klausur der Arbeitneh-
mervertretenden in Sonneck für die HwK Halle. Für
die HwK Magdeburg wird unter Leitung der zustän-
digen DGB-Region Magdeburg-Altmark in Zusam-
menarbeit mit dem DGB Sachsen-Anhalt eine Klausur-
tagung am 7. Dezember in Magdeburg veranstaltet.

Die HwK Halle hat in Kooperation mit der DGB-Region
Sachsen-Anhalt/Süd und dem DGB Sachsen-Anhalt am
8. und 9. November 2002 erstmalig eine Arbeitneh-
merklausur mit der Partnerkammer Bayreuth/Coburg
durchgeführt. Schwerpunktthemen waren die aktuelle
Kammerarbeit, die Verbesserung der Ausbildungssitua-
tion und die Strukturentwicklung im Süden von Sach-
sen-Anhalt. 

In beiden Handwerkskammern tagen die Berufsbil-
dungsausschüsse zwei- bis dreimal im Jahr. Schwer-
punktthemen sind dabei die Ausbildungssituation und
das Prüfungswesen, die überbetriebliche Lehrunter-
weisung, Fortbildungsregelungen im Handwerk, das
Qualitätsmanagement und die Ausbildungszentren
des Handwerks.

Im Bereich des Handwerks in Sachsen-Anhalt fiel die
Ausbildungsabschlussbilanz 2002 im Vergleich zu den
Vorjahren negativ aus. Die insgesamt 2.720 gemelde-
ten betrieblichen Ausbildungsstellen bedeuteten gegen-
über 2001 einen Rückgang um 840 Stellen, also um
23,5 Prozent. Ziel der gewerkschaftlichen Handwerks-
arbeit ist die Mitarbeit an Strategien zur Steigerung
des betrieblichen Ausbildungsplatzangebotes, beispiels-
weise durch den Ausbau kooperativer Ausbildungs-
formen.

43Zusammenarbeit • Handwerk

Handwerk



44 Zusammenarbeit • Medienpolitik

Medienpolitik im Bezirk

Die Medienpolitische Kommission (MePoKo) hat sich
im Herbst 2002 auf Landesebene aufgelöst und auf
Bezirksebene neu gegründet. Den Vorsitz führt weiter-
hin Werner Blinda, Leiter des in Bremen ansässigen
„NordwestRadios“. Die MePoKo soll auch in Zukunft
zu aktuellen medienpolitischen Auseinandersetzungen
aus gewerkschaftlicher Sicht Stellung beziehen.

Die gewerkschaftlichen Vertreterinnen und Vertreter in
den Rundfunkgremien des Nord- und Mitteldeutschen
Rundfunks und von Radio Bremen sowie in den Lan-
desmedienanstalten haben sich im Laufe des Jahres
für gewerkschaftliche Belange im Rundfunk eingesetzt
und die kritische Programmbeobachtung fortgesetzt.

Radio Bremen

Schwerpunkt für den Bremer DGB war die bevorste-
hende Umstrukturierung von Radio Bremen. Die Ver-
anstaltung des DGB mit dem IAW (Institut für Arbeit
und Wirtschaft) zum geplanten Bremer Medienzen-
trum bildete den Auftakt für die Bremer Diskussion
über die Realisierung eines Medienzentrums durch
den Senat. Der Bremer Regionsvorstand verabschiede-
te eine vom DGB erarbeitete Stellungnahme zur Um-
strukturierung von Radio Bremen. Gemeinsam mit
dem Personalrat und der Gewerkschaft ver.di nahm
der Bremer DGB Stellung und entwickelte Aktivitäten
zur Änderung des „Radio-Bremen-Gesetzes“. Leider
konnten wir unsere Vorstellungen nicht durchsetzen.

Medienpolitik
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Bezirk, Länder und Regionen

Die drei Landesverbände Niedersachsen, Bremen und
Sachsen-Anhalt sowie ihre dreizehn Regionen wach-
sen seit der Bezirksgründung im Februar 2002 konti-
nuierlich zusammen. Regionen und Vorstandsebenen
stimmen sich in den Geschäftsführertagungen und
bei Zusammenkünften der politischen Arbeitsebenen
organisatorisch und politisch ab. 

Ehrenamtliche Strukturen fördern

Die dreizehn DGB-Regionen haben ihr Engagement
zum Aufbau der Binnenstruktur im Jahr 2002 verstärkt
fortgesetzt. So haben sich in fast allen Regionen neue
Orts-, Stadt- und Kreisverbände gebildet. Diese haben
ihre Arbeit auf der Grundlage der Satzungsrichtlinien
und der regionalen Planung aufgenommen. Zusätzlich
zum bisherigen Haushaltsansatz hat der Bezirk eine
Anschubfinanzierung für die ehrenamtliche Binnen-
struktur in den Regionen bereitgestellt.

Die ehrenamtliche Arbeit im DGB weiter fördern soll
auch ein aktives Bildungs- und Qualifizierungspro-
gramm in Zusammenarbeit mit der Bildungsvereinigung
ARBEIT UND LEBEN e. V. in Niedersachsen und Sachsen-
Anhalt. Nach anfänglichen Startschwierigkeiten sind
die Seminare nun gut besucht. Auch für das Jahr 2003
ist eine Fortsetzung der Qualifizierungs- und Schu-
lungsarbeit vorgesehen.

Anfang des Jahres 2002 sind darüber hinaus sechs
ehrenamtliche Piloteinheiten festgelegt worden, denen
zusätzliche technische Ausstattung eine verbesserte
Kommunikation untereinander und mit Region und
Bezirk ermöglichen soll. Unser Ziel ist es, politische
Informationen schneller zu transportieren, aber auch
organisatorische Absprachen und Arbeitsweisen zu
verbessern.

Eindeutige Zielstellung des DGB-Bundesvorstands
aber auch des Bezirks ist die Weiterführung der vor-
handenen Arbeitsmöglichkeiten, der Ausgestaltung

und des Neuaufbaus von Orts-, Stadt- und Kreisver-
bänden nicht nur im Jahr 2002, sondern auch in den
kommenden Jahren.

Bremen

Im alten Bremer Gewerkschaftshaus war nach dem
Zuzug von ver.di nicht mehr genug Platz, es musste
angebaut werden. An einem schönen Samstag im
August haben wir das neue Haus mit einem Tag der
Offenen Tür eingeweiht. Im neuen Gewerkschafts-
haus sind nun der DGB Bremen/Bremerhaven, die
DGB Rechtsschutz GmbH, die Gewerkschaften ver.di
und IG Metall, die Internationale Transportarbeiter
Föderation, das Internet-Center sowie die Bildungs-
vereinigung ARBEIT UND LEBEN Bremen e.V. vertreten.

Organisation



Anhang
Verwaltungsreform NDS

Dr. Jürgen Weißbach
Fon: 0391 62503-10 

E-Mail:
juergen.weissbach@dgb.de

Helga Ziegert
Fon: 042133576-10

E-Mail:
helga.ziegert@dgb.de

Vorsitzender:
Hartmut Tölle
Fon: 0511 1260142 

E-Mail:
hartmut.toelle@dgb.de

Helga Ziegert

Fon: 0421 33576-10
E-Mail:

helga.ziegert@dgb.de

Ulrich Gransee

Fon: 0511 12601-47
E-Mail:

ulrich.gransee@dgb.de

Dr. Petra Bratzke

Fon: 0391 62503-22
E-Mail:

petra.bratzke@dgb.de

Ulrich Gransee

Fon: 0511 12601-47
E-Mail:

ulrich.gransee@dgb.de

VB 1
Arbeitsmarkt- und

Beschäftigungspolitik

Dr. Petra Bratzke

Fon: 0391 62503-22
E-Mail:

petra.bratzke@dgb.de

Helga 
Papendick-Apel

Fon: 0511 12601- 38
helga.papendick@dgb.de

Vorstands-
bereich:

Koordination:

Stell-
vertretung:

BREMEN

VB 2
Handwerks-

politik

Ulrich Gransee

Fon: 0511 12601-47
E-Mail:

ulrich.gransee@dgb.de

Michael Kleber

Fon: 0391 62503-22/-30
E-Mail:

michael.kleber@dgb.de

Helmut Rattai

Fon: 0421 33576-25
E-Mail:

helmut.rattai@dgb.de

Ulrich Gransee

Fon: 0511 12601-47
E-Mail:

ulrich.gransee@dgb.de

Michael Kleber

Fon: 0391 62503-22/-30
E-Mail:

michael.kleber@dgb.de

VB 4
Frauen- und

Gleichstellungspolitik

VB 3
Wirtschafts- und
Strukturpolitik,

Umwelt-Energiepolitik

Dr. Thomas Student

Fon: 0511 12601-30
E-Mail:

thomas.student@dgb.de

Dr. Petra Bratzke

Fon: 0391 62503-22
E-Mail:

petra.bratzke@dgb.de

NN

Dr. Thomas Student

Fon: 0511 12601-30
E-Mail:

thomas.student@dgb.de

Dr. Petra Bratzke

Fon: 0391 62503-22
E-Mail:

petra.bratzke@dgb.de

Dr. Petra Bratzke

Fon: 0391 62503-22
E-Mail:

petra.bratzke@dgb.de

Helga 
Papendick-Apel

Fon: 0511 12601- 38
helga.papendick@dgb.de

Annette Düring

Fon: 0421 33576-26
E-Mail:

annette.duering@dgb.de

Helga 
Papendick-Apel

Fon: 0511 12601- 38
helga.papendick@dgb.de

Dr. Petra Bratzke

Fon: 0391 62503-22
E-Mail:

petra.bratzke@dgb.de

VB 5
Sozialpolitik,

Gesundheitspoilitik

Gudrun Ehrhardt

Fon: 0511 12601-26
E-Mail:

gudrun.ehrhardt@dgb.de

Susanne
Wiedemeyer

Fon: 0391 62503-19
susanne.wiedemeyer@dgb.de

Niedersachsen

Sachsen-Anhalt

Verwaltungsreform LSA Verwaltungsreform HB

Abt. Vorsitzende
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Arbeits- und
Gesundheitsschutz

VB 6
Bildung

Walter Weike

Fon: 0511 12601-40
E-Mail:

walter.weike@dgb.de

Helga Ziegert

Fon: 0421 33576-10
E-Mail:

helga.ziegert@dgb.de

Gudrun Ehrhardt

Fon: 0511 12601-26
E-Mail:

gudrun.ehrhardt@dgb.de

Susanne
Wiedemeyer

Fon: 0391 62503-19
susanne.wiedemeyer@dgb.de

Berufliche 
Bildung

Helga 
Papendick-Apel

Fon: 0511 12601- 38
helga.papendick@dgb.de

Michael Kleber

Fon: 0391 62503-22/-30
E-Mail:

michael.kleber@dgb.de

Annette Düring

Fon: 0421 33576-26
E-Mail:

annette.due-
ring@dgb.de

Helga 
Papendick-Apel

Fon: 0511 12601- 38
helga.papendick@dgb.de

Michael Kleber

Fon: 0391 62503-22/-30
E-Mail:

michael.kleber@dgb.de

Michael Kleber

Fon: 0391 62503-22/-30
E-Mail:

michael.kleber@dgb.de

Annette Düring

Fon: 0421 33576-26
E-Mail:

annette.duering@dgb.de

Fritz Stöcker

Fon: 0511 12601-54
E-Mail:

christa.woydte@dgb.de

Michael Kleber

Fon: 0391 62503-22/-30
E-Mail:

michael.kleber@dgb.de

Hochschul-
politik

Dr. Thomas Student

Fon: 0511 12601-30
E-Mail:

thomas.student@dgb.de

Hochschulpol. AK
Leitung:

Dr. Thomas Student
Fon: 0511 12601-30

thomas.student@dgb.de

Tina Kolbeck

Fon: 0511 12601-32
E-Mail:

tina.kolbeck@dgb.de

VB 7
Presse- und

Öffentlichkeitsarbeit

NN

Bernhard Becker

Fon: 0391 62503-22
E-Mail:

bernhard.becker@dgb.de

Tina Kolbeck

Fon: 0511 12601-32
E-Mail:

tina.kolbeck@dgb.de

Reinhard
Dietrich

Michael Kleber

Fon: 0391 62503-22/-30
E-Mail:

michael.kleber@dgb.de

Forschungspol. AK
Leitung:

Mike Vester
Fon: 0511 12601-32
mike.vester@dgb.de

Frank Ahrens

Fon: 0511 12601-60
E-Mail:

frank.ahrens@dgb.de

Petra Richter

Fon: 0391 62503-30
E-Mail:

petra.richter@dgb.de

Henner Günther

Fon: 0421 33576-21/-22
E-Mail:

henner.guenther@dgb.de

Frank Ahrens

Fon: 0511 12601-60
E-Mail:

frank.ahrens@dgb.de

Petra Richter

Fon: 0391 62503-30
E-Mail:

petra.richter@dgb.de

VB 8

Jugend
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Dreyerstraße 6, 30169 Hannover
Fon: 0511 12601-0
Fax: 0511 12601-57
Net: www.nsb.dgb.de

Bezirksvorsitzender 

Hartmut Tölle

Sekretariat: Brigitta Moleski
Fon: 0511 12601-21
E-Mail: brigitta.moleski@dgb.de

Jugend/Bildung

Frank Ahrens
E-Mail: frank.ahrens@dgb.de

Sekretariat: Ute Bergmann
Fon: 0511 12601-61

Mädchenreferentin: Monika Berger
E-Mail: monika.berger@dgb.de
Fon: 0511 12601-68

Sozial- und Rechtspolitik

Gudrun Ehrhardt
E-Mail: gudrun.ehrhardt@dgb.de

Sekretariat: Ruth Ziefle
Fon: 0511 12601–42

Arbeitsmarktpolitik/Handwerk

Ulrich Gransee
E-Mail: ulrich.gransee@dgb.de

Sekretariat: Christina Hensel
Fon: 0511 / 12601–25

Frauen/Bildung

Helga Papendick-Apel
E-Mail: helga.papendick-apel@dgb.de

Sekretariat: Christa Piatkowski
Fon: 0511 12601–31

Berufliche Bildung

Fritz Stöcker
E-Mail: christa.woydte@dgb.de

Sekretariat: Christa Woydte
Fon: 0511 12601-10/54

Wirtschafts- und Umweltpolitik,
Europa
Hochschul- u. Forschungspolitik

Dr. Thomas Student
E-Mail: thomas.student@dgb.de

Sekretariat: Birgit Knopf
Fon: 0511 12601-33

Organisation/Interne Koordination

Walter Weike
E-Mail: walter.weike@dgb.de

Sekretariat: Christina Hensel
Fon: 0511 12601–25

Presse/Öffentlichkeitsarbeit

Tina Kolbeck
E-Mail: tina.kolbeck@dgb.de

Sekretariat: Birgit Knopf
Fon: 0511 12601-33

DGB Landesbüro Bremen

Bahnhofplatz 22–28, 28195 Bremen
Fon: 0421 33576-0
Fax: 0421 33576 60
E-Mail: bremen@dgb.de
Net: www.bremen-dgb.de

Landesvorsitzende

Helga Ziegert
E-Mail: helga.ziegert@dgb.de

Sekretariat: H. Fülleborn und I. Joost
Fon: 0421 33 576-10/-11

Abteilung Organisation I, AK Frauen,
Allgemeine und Berufliche Bildung

Annette Düring
E-Mail: annette.duering@dgb.de

Sekretariat: I. Joost und E. Stelling
Fon: 0421 33 576-26/-11

Abteilung Organisation II, AK
Handwerk, Allgemeine Organisation/
Ortskartelle

Helmut Rattai
E-Mail: helmut.rattai@dgb.de

Sekretariat: I. Joost
Fon: 0421 33 576-25/-22/-11

Abteilung Hochschulpolitik

Reinhard Dietrich
E-Mail: reinhard.dietrich@dgb.de
Fon: 0421 33576-20

DGB Jugend

Henner Guenther
E-Mail: henner.guenther@dgb.de

Sekretariat: I. Joost und E. Stelling
Fon: 0421 33 576 -21/-22

Der DGB in Hannover, 
Bremen und Magdeburg
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DGB Landesbüro Sachsen-Anhalt

Otto-von-Guericke-Straße 6, 39104 Magdeburg
Fon: 0391 62503-0
Fax: 0391 62503-27
Net: www.sachsen-anhalt.dgb.de

Landesvorsitzender

Dr. Jürgen Weißbach

Sekretariat: Manuela Pretzien
Fon: 0391 62503-15
E-Mail: manuela.pretzien@dgb.de

Wirtschafts-, Strukturpolitik, 
Arbeitsmarkt, Frauen

Dr. Petra Bratzke
E-Mail: petra.bratzke@dgb.de

Sekretariat: Bärbel Wagner
Fon: 0391 62503-28

Jugend und Bildung

Michael Kleber
E-Mail: michael.kleber@dgb.de
Sekretariat: Ursula Lange
Fon: 0391 62503-22

Sozialpolitik, Öffentlicher 
Dienst / Beamte

Susanne Wiedemeyer
E-Mail: susanne.wiedemeyer@dgb.de

Sekretariat: Christa Blenk
Fon: 0391 62503-19

Presse

Bernhard Becker
E-Mail: bernhard.becker@dgb.de

Sekretariat: Ursula Lange
Fon: 0391 62503-22
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1
Region Ostfriesland – Nördliches
Emsland

Vorsitzender: Peter Goldschmidt

Jahnstraße 2, 26789 Leer
Fon: 0491 912130
Fax: 0491 9121315
E-Mail: leer@dgb.de

2
Region Oldenburg – Wilhelmshaven

Vorsitzender: Manfred Klöpper

Kaiserstraße 4 – 6, 26122 Oldenburg
Fon: 0441 218760
Fax: 0441 2187654
E-Mail: oldenburg@dgb.de

Büro Wilhelmshaven

Kieler Straße 63, 26382 Wilhelmshaven
Fon: 04421 18010
Fax: 04421 180119
E-Mail: wilhelmshaven@dgb.de

Nicht hauptamtlich besetzte Service-Büros:

Cloppenburg

Soestenstraße 10, 49661 Cloppenburg 
Fon: 04471/3028

Delmenhorst

Kirchplatz 1, 27749 Delmenhorst 
Fon: 04221 17030  
Fax: 04221 120445

Brake

Schulstraße 7, 26919 Brake
Fon: 04401 4388

Varel

Hansastraße 9 a, 26316 Varel 
Fon: 04451 5600 
Fax: 04451 957015

Lohne

Lindenstraße 10, 49393 Lohne 
Fon: 04442 3529

Nordenham

An der Gate 9, 26954 Nordenham 
Fon: 04731/21205

3
Region Osnabrück – Emsland

Vorsitzender: Michael Zimball

August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück
Fon: 0541 338060
Fax: 0541 3380629
E-Mail: osnabrueck@dgb.de

Büro Lingen/ Grafschaft Bentheim

Am Gasthausdamm 6, 49808 Lingen/Ems
Fon: 0591 9128211
Fax: 0591 9128220
E-Mail: lingen@dgb.de

4 
Region Bremen – Bremerhaven

Vorsitzende: Helga Ziegert

Bahnhofsplatz 22 – 28, 28195 Bremen
Fon: 0421 335760
Fax: 0421 3357660
E-mail: bremen@dgb.de

Büro Bremerhaven

Friedrich-Ebert-Straße 1, 27570 Bremerhaven
Fon: 0471 926270
Fax: 0471 9262711
E-Mail: bremerhaven@dgb.de

Servicebüro Bremen-Nord

Lindenstraße 9, 28755 Bremen
Fon: 0421 663757

5 
Region Elbe – Weser

Vorsitzender: Hans-Jürgen Steinau

Bahnhofstraße 26, 27472 Cuxhaven
Fon: 04721 35551
Fax: 04721 34895 (HBV)
E-Mail: cuxhaven@dgb.de

Servicebüro Osterholz

Lange Str. 27
27711 Osterholz-Scharmbeck
Fon: 04791 981902
Fax: 04791 2216

6 
Region Nord-Ost-Niedersachsen

Vorsitzender: Hans-Jürgen Dietrich

Heiligengeiststraße 28, 213345 Lüneburg
Fon: 04131 43107
Fax: 04131 733294
E-Mail: lueneburg@dgb.de

Büro Celle

Trift 21, 29221 Celle
Fon: 05141 920410/-11
Fax: 05141 920444
E-Mail: celle@dgb.de

Servicebüro Walsrode

Quintusstraße 13, 29664 Walsrode
Fon: 05161 2092

7
Region Süd-Ost-Niedersachsen

Vorsitzender: Gundolf Algermissen

Obergstraße 3, 38102 Braunschweig
Fon: 0531 480960
Fax: 0531 4809617
E-Mail: braunschweig@dgb.de

Unsere Regionen, 
Geschäftsstellen 
und Servicebüros
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Servicebüro Peine

Lindenstraße 34, 31224 Peine
Fon: 05171 766415
Fax: 05171 766450 (IG Metall) 
E-Mail: peine@igmetall.de

Büro Wolfsburg

Siegfried-Ehlers-Straße 1. 38440 Wolfsburg
Fon: 05361 27800
Fax: 05361 278030
E-Mail: wolfsburg@dgb.de

Servicebüro Wolfenbüttel-Süd

Vorwerkstraße 11, 38315 Wolfenbüttel
Fon: 05334 1629

Servicebüro Helmstedt

Südstraße 2, 38350 Helmstedt
Fon: 05351 6351
Fax: 05351 42175

Servicebüro Salzgitter

Chemnitzer Str. 33, 38226 Salzgitter
Fon: 05341 884441
Fax: 05341 884420

8 
Region Niedersachsen-Mitte

Vorsitzender: Fred-Uwe Schulz

Otto-Brenner-Straße 1, 30159 Hannover
Fon: 0511 163870
Fax: 0511 1638734
E-Mail: hannover@dgb.de

Büro Hildesheim

Osterstraße 39 a, 31134 Hildesheim
Fon: 05121 7499530, Fax: 05121 514953
E-Mail: hildesheim@dgb.de

Büro Nienburg/Weser 

Mühlenstraße 14, 31582 Nienburg
Fon: 05021 961910
Fax: 05021 961925
E-Mail: nienburg@dgb.de

Büro Hameln

Kastanienwall 52, 31785 Hameln
Fon: 05151 9366840
Fax: 05151 9366849
E-Mail: hameln@dgb.de

Servicebüro Holzminden

Wilhelm-Raabe-Straße 3
37803 Holzminden
Fon: 05531 4452
Fax: 05531 13841

9
Region Südniedersachsen – Harz

Vorsitzender: Sebastian Wertmüller

Obere Masch 10, 37073 Göttingen
Fon: 0551 44097
Fax: 0551 486382
E-Mail: goettingen@dgb.de

Büro Harz

Klosterstraße 1, 38640 Goslar/Harz
Fon: 05321 22452
Fax: 05321 25477
E-Mail: goslar@dgb.de

10
Region Magdeburg – Altmark

Vorsitzender: Siegfried Stegner

Otto-Guericke-Straße 6
39104 Magdeburg
Fon: 0391 5334410
Fax: 0391 5334418
E-Mail: magdeburg@dgb.de

Büro Stendal

Stadtseeallee 1, 39576 Stendal
Fon: 03931 715665
Fax: 03931 216080
E-Mail: magdeburg@dgb.de

11
Region Halberstadt

Vorsitzende: Elisabeth Martin

Theaterstraße 1, 38820 Halberstadt
Fon: 03941 693022
Fax: 03941 443043
E-Mail: halberstadt@dgb.de

12
Region Dessau

Vorsitzender: Udo Gebhardt

Grenzstr 5, 06849 Dessau
Fon: 0340 800210
Fax: 0340 8002140
E-Mail: dessau@dgb.de

13
Region Sachsen-Anhalt/Süd

Vorsitzender: Johannes Krause

Kleiner Berlin 2, 06108 Halle
Fon: 0345 231160
Fax: 0345 2311610
E-Mail: halle@dgb.de

Büro Naumburg

Rosa-Luxemburg-Str. 24, 06618 Naumburg
Fon: 03445 703431
Fax: 03445 703426

Servicebüro Zeitz

Kalktorstraße 22, 06712 Zeitz
Fon: 03441 210609

Servicebüro Weißenfels

Tagewerbener Straße 35, 06667 Weißenfels
Fon: 0171 4807358
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Niedersachsen und Bremen

Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN Nds. e.V.

Leiter: Carl-Bertil Schwabe

Dreyerstr. 6, 30169 Hannover
Fon: 0511 16491-0
Fax: 0511 16491-26
www: http://www.arbeitundleben-nds.de

Informations- und Dokumentationsstellen
Gewerkschaften

Kontaktadressen in Hannover und Bremen:

Informations- und Dokumentationstelle
Gewerkschaften (IDSG)

Fachbereichsbibliothek Sozialwissenschaften der NLB
Ansprechpartner: Winfried Kullmann

Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 9.00-18.00h

Theodor-Lessing-Haus, Welfengarten 2C 
30167 Hannover
Fon: 0511 762-54 55 oder -46 96 
Fax: 0511 762-59 88
E-mail: winfried.kullmann@fbb.nlb-hannover.de

Dokumentationszentrum Europäische
Gewerkschaftspublikationen (DEG)

Kooperationsbereich Universität – Arbeitskammer

Ansprechpartner: 
Wolfgang Wiezoreck-Heimann, Dr. Hans-Jürgen Hopp

Parkallee 39, 28209 Bremen
Fon: 0421 218-27 19
Fax: 0421 218-46 58
E-mail: deg@deg.uni-bremen.de
Net: http://deg.uni-bremen.de

Technologieberatungsstellen

Technologie-Beratungs-System der
Arbeitnehmerkammern Bremen

Hillmannplatz 13 – 15, 28195 Bremen
Fon: 0421 36301-956
Fax: 0421 36301-999
E-mail: tbsak@arbeiterkammer.de
Net: http://arbeiterkammer.de

Technologieberatungsstelle (TBS) 
beim DGB Niedersachsen

Ansprechpartner: Dr. Michael Bender

Gredelfeldstr. 42, 30459 Hannover
Fon: 0511 16304-0
Fax: 0511 16304-20
E-mail: info@tbs-niedersachsen.de
Net: http://www.tbs-niedersachsen.de

Kooperationsstellen Hochschulen-
Gewerkschaften in Niedersachsen/Bremen

Institut Arbeit und Wirtschaft (IAW)

Prof. Dr. Rudolf Hickel (Institut für Arbeit und
Wirtschaft)

Postfach 330440, 28334 Bremen
Fon: 0421 218327881
Fax: 0421 2182680
E-Mail: msalva@iaw.uni-bremen.de
Net: www.iaw.uni-bremen.de

Kooperationsstelle Hochschule und Gewerkschaften
an der Carl-von-Ossietzky-Universität Oldenburg

Harald Büsing

Ammerländer Heerstr. 114 – 118, 26129 Oldenburg
Fon: 0441 798-2909
Fax: 0441 798192909
E-Mail: harald.buesing@uni-oldenburg.de
Net: www.admin.uni-oldenburg.de/koopera/

Unsere Partner in Ost und West



Kooperationsstelle Hochschulen und
Gewerkschaften in Osnabrück

Manfred Flore

Neuer Graben 39, 49074 Osnabrück
Fon: 0541 33807-14
Fax: 0541 3380777
E-Mail: koophgos@uni-osnabrueck.de
Net: www.koophgos.uni-osnabrueck.de

Kooperationsstelle Hochschulen und
Gewerkschaften Hannover-Hildesheim

Klaus Pape

Lange Laube 32, 30159 Hannover
Fon: 0511 762-19145
Fax: 0511 762-19321
E-mail: klaus.pape@zew.uni-hannover.de
Net: www.zew.uni-hannover.de

Kooperationsstelle Hochschulen –
Gewerkschaften SON

Ina Biethan, Claudia Schünemann

Konstantin-Uhde-Str. 4, 38106 Braunschweig
Fon: 0531 391-4280
Fax: 0531 391-4282
E-mail: ina.biethan@tu-bs.de

c.schuenemann@tu-bs.de
Net: www.koop-son.de

Kooperationsstelle Hochschulen und
Gewerkschaften Göttingen 

Dr. Frank Mußmann

Humboldtallee 15, 37073 Göttingen
Fon: 0551 394756
Fax: 0551 3914049
E-mail: fmussma@gwdg.de
Net: www.kooperationsstelle.uni-goettingen.de

Sachsen-Anhalt

Bildungsvereinigung 
ARBEIT UND LEBEN Sachsen-Anhalt e.V.

Geschäftsführender pädagogischer Leiter:
Udo Schmode

Stresemannstraße 18/19, 39104 Magdeburg 
Fon: 0391 62349-5 
Fax: 0391 62349-80

GAISA – Gesellschaft zur Förderung arbeitsorien-
tierter, innovativer Strukturentwicklung in
Sachsen-Anhalt e. V. 

Geschäftsführer: Dr. Uwe Neumann 

Humboldtstraße 15, 39112 Magdeburg 
Fon: 0391 6106690 
Fax: 0391 6106699 
Net: http://www.gaisa.de

Berufsfortbildungswerk bfw 

Schönebecker Straße 7 – 9, 39104 Magdeburg 
Fon: 0391 40534-0 
Fax: 0391 40534-23 
E-Mail: magdeburg@bfw.de

Kooperationsstellen Wissenschaft/
Arbeitswelt Halle

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg
Kooperationsstelle DGB – MLU
Franckesche Stiftungen

Franckeplatz 1, Haus 3, 06110 Halle (Saale) 
Fon: 0345 5523855
Fax: 0345 5527250
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